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Das zweite Erbacher Abkommen hat den Arbeitern und Angestellten der
Metallindustrie, neben einem Ausgleich für die eingetretenen Preissteige-
rungen, eine Beteiligung an der wachsenden Produktivität gebracht. So heißt

es in der Erklärung Otto Brenners. Und weiter: Das Abkommen sei gleichzeitig
ein Beitrag zur Stabilität, denn es bleibe im Rahmen der Empfehlungen des Sach-
verständigenrates.

Es ist zu befürchten, daß auch die übrigen Tarifverträge, die zur Zeit zur Ver-
handlung stehen, sich gleichfalls an den Vorschlägen des Sachverständigenrates
orientieren und dessen Empfehlungen damit ein Gewicht in den Lohnauseinander-
setzungen bekommen, das ihnen nicht zusteht. Schon allein darum nicht, weil

auf der anderen Seite die Bundesregie-
rung nicht daran denkt, ihre inflatio-
näre Ausgabenpolitik dem Vorschlag
der Sachverständigen entsprechend zu
dämpfen. Das Gutachten ist für Erhard,
den Verantwortlichen für die Stabilität
unserer Währung, keine .heilige
Schrift“.

Um so eher sollten sich die Gewerk-
schaften davor hüten, die volkswirt-
schaftlichen Daten der Gutachter, bei
aller Objektivität, mit der sie in ihrem
Gutachten die gewerkschaftliche Lohn-
politik behandelt haben, zur Leitlinie

ihrer Tarifpolitik zu machen. Damit würden die Gewerkschaften praktisch nichts
anderes akzeptieren als den Produktivitätslohn, wogegen sie sich bisher ent-
schieden gewehrt haben. Das mit Recht, denn einmal gibt es bis heute noch keine
objektive Methode, den Produktivitätsfortschritt exakt zu messen, und wenn,
dann könnte er nur nachträglich ermittelt werden. Und endlich ist es die Aufgabe
einer aktiven Lohnpolitik der Gewerkschaften, über den sogenannten Produk-
tivitätsfortschritt hinaus eine ständige Erhöhung des Anteils der Lohn- und
Gehaltsempfänger am Sozialprodukt zu erreichen.

Das Argument der Unternehmer, daß bei einer Steigerung der Löhne über den
Produktivitätsfortschritt hinaus die Preise steigen müßten, ist falsch. In Wirk-
lichkeit werden die Preise von ganz anderen Faktoren viel stärker bestimmt als
von den Lohnkoslen. Ein Lohnmechanismus auf Grund starrer Bindungen der
Löhne an volkswirtschaftlichen Daten, wie immer auch sie geschätzt oder errech-
net wurden, macht gewerkschaftliche Lohnpolitik unmöglich. Damit würde gleich-
zeitig erreicht, was die Unternehmer schon seit Jahren verwirklichen möchten:
Zentralabsprachen, um Lohn- und Gehaltsverträge ohne Rücksicht auf die unter-
schiedlichen Bedingungen in den einzelnen Industrien und Gewerben abzu-
schließen.

Lohnpolitik ist Machtpolitik. Das hat der Lohnkampf der Metallasbeiter wieder
einmal mehr bestätigt. Der soziale und gesellschaftliche Fortschritt ist darum
nicht das Ergebnis mehr oder weniger zutreffender Zahlen, sondern er bleibt das
Resultat des gewerkschaftlichen Kampfes. sr
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Wirbel um Wehner

In der Redaktion der Illustrierten
„Quick" liegt, fest verschlossen, ein
Manuskript, das sich mit dem SPD-Vize
Herbert Wehner beschäftigt. Der In-
halt dieses Artikels ist nach den Wor-
ten des Redakteurs der „Quick“ angeb-
lich so brisant, daß, würde er veröffent-
licht, die politische Laufbahn Wehners
zu Ende sei und der SPD großer Scha-
den zugefügt würde.

Inzwischen hat Wehner auf einer
Pressekonferenz zugegeben, daß es um
seine Person Differenzen innerhalb der
SPD gebe,- aber es ist wohl anzuneh-
men, daß er, dem der erstaunliche Salto
aus dem ZK der Kommunistischen Par-
tei bis vor den Altar der Michaelis-
kirche in Hamburg gelungen ist, auch
von diesem zweifellos hinterhältigen
Angriff nicht zu befürchten hat, das
Schicksal jener anständigen Sozial-
demokraten teilen zu müssen, die, weil
sie seine politische Anschauung nicht
teilten, von ihm aus der SPD gefeuert
wurden.

Inzwischen hat der Parteivorstand der
SPD Wehner das Vertrauen ausge-
sprochen. Eines aber ist so sicher wie
nur irgendwas: Mit dem Artikel der
Illustrierten gegen Wehner wird in
Zukunft immer gedroht, wenn es den
Gegnern der SPD in ihre politischen
Ziele paßt. okolus
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Bewegung in der Deutschlandpolitik

Offener Brief der SED an Sozialdemokratische Partei

Parfeivorsfand der SPD bereitet eine Antwort vor

In der Bundesrepublik mehren sich die Zeichen dafür, daß ein Teil der verant-
woi fliehen Politiker, wenn auch mit sehr vorsichtigen Worten, eine Überprüfung
der Deutschlandpolitik der Bundesregierung in die Diskussion bringt. Die Forde-
rung des CDU-Fraktionssprechers Barzel, nicht über die Deutschlandfrage zu
reden, hat wenig Zustimmung gefunden. Besonders das Kuratorium Unteilbares
Deutschland, das bisher lediglich als propagandistisches Hilfsorgan des Bundes-
ministeriums für Gesamtdeutsche Fragen aufgetreten ist, hat auf seiner letzten
Konferenz in Berlin mit Nachdruck die Bundesregierung und den Bundestag auf-
gefordert, sich ernstlich Gedanken darüber zu machen, wie die deutsche Frage
politisch aufgewertet werden könne, und gleichzeitig angeregt, die Begegnungen
und Diskussionen zwischen den Menschen der beiden deutschen Teilstaaten zu
fördern und zu intensivieren.

Selbst der Bundesminister für Gesamt-
deutsche Fragen, Mende, hat auf einer
Pressekonferenz in Bonn erklärt, daß
man 1966 keine Deutschlandpolitik
mit den Gemeinplätzen und Klischees
der fünfziger Jahre treiben könne. Er
fordert eine Politik verstärkter Begeg-
nung, um eine Wiedervereinigung der
beiden Teile Deutschlands zu fördern.
Auch in der Sozialdemokratischen Par-
tei gibt es vermehrte Anzeichen dafür,
daß die Parteimitglieder eine Ände-
rung der Deutschlandpolitik ihrer Par-
tei verlangen. Bezeichnend hierfür ist
die Entschließung des SPD-Bezirks-
tages in Schleswig-Holstein, der nicht
mehr und nicht weniger forderte, als
den Kontakt zwischen den Menschen
aus beiden Teilen unseres gespaltenen
Landes zu verstärken und unbeschadet
des sogenannten Alleinvertretungs-
anspruches der Bundesrepublik Ver-
einbarungen mit den .Machthabern“,
wie es heißt, der DDR zu treffen.

Schließlich hat auch das Gesamtdeut-
sche Ministerium eine Studie ausge-
arbeitet, in der festgestellt wird, daß
in der Praxis die Schaffung der natio-
nalen Einheit den Vorrang besitze
gegenüber Gebietsansprüchen jenseits
der Oder und Neiße.

Nachdem vor einiger Zeit der
Staatssekretär für Gesamtdeutsche
Fragen der DDR, Hermann, prak-
tische Vorschläge für eine Diskus-
sion an die bundesdeutsche Adresse
gerichtet hatte, ist nun der Staats-
ratsvorsitzende der DDR, Walter
Ulbricht, mit einem offenen Brief
an den Parteitag der SPD heran-
getreten, der Anfang Juni in Dort-
mund stattfinden wird.

Der offene Brief an die SPD ist kein
journalistisches Meisterv/erk und wird
zweifellos nicht in allen Teilen von
den Parteimitgliedern der Sozialdemo-
kratischen Partei akzeptiert werden
können. Aber er hat eines für sich, und
das ist seine Offenheit. Der Brief läßt
erkennen, daß auch die SED eine Über-
prüfung ihrer Deutschland-Politik vor-
genommen hat und von den politischen
Kräften in der Bundesrepublik, von
denen sie glaubt, daß sie für ein Ge-
spräch die besten Voraussetzungen
bieten, nicht zuviel verlangen will.
Der Brief ist ohne Überheblichkeit und
offensichtlich von dem Wunsch diktiert,
miteinander zu sprechen, um die
Spannungen und die Spaltung Deutsch-
lands zu überwinden. Es heißt u. a.
darin:

Am nachdrücklichsten werden die
Forderungen nach einer Auflocke-
rung der West-Ost-Politik in den
Gewerkschaften vertreten. Sind
auch die offiziellen Stellungnahmen
des DGB und der Gewerkschafts-
vorstände gegenüber der DDR und
ihren Gewerkschaften in der Regel
noch kühl und abweisend, so
drängt doch ein großer Teil der
Gewerkschaftsmitglieder auf ob-
jektive Auseinandersetzungen mit
dem Osten, damit die Gewerk-
schaften nicht zu den letzten „kal-
ten Kriegern" gezählt werden
müssen.

Im Gegensatz zu den zaghaften Ver-
suchen in der Bundesrepublik, die Dis-
kussion um die Deutschlandfrage neu
zu beleben, haben die Verantwort-
lichen in der DDR ganz offensichtlich
die Initiative mit konkreten sachlichen
Vorschlägen ergriffen.
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SED und SPD sind die bei weitem
stärksten Parteien Deutschlands. Wenn
die Beziehungen dieser beiden größ-
ten deutschen Parteien durch Feind-
seligkeit oder dadurch gekennzeichnet
werden, daß man nicht miteinander
spricht, dann bliebe die deutsche
Frage auch in Zukunft blockiert. Denn
die Politik der westdeutschen CDU/
CSU-Regierung ist so festgelaufen und
steckt so tief in der Sackgasse, daß von
dieser Seite nur weitere Vertiefung
und Versteinerung der deutschen Spal-
tung zu erwarten ist.

Daß Adenauers Deutschlandpolitik in
der Sackgasse festsitzt, ist klar. Des-
halb wird jetzt in Westdeutschland
soviel darüber diskutiert, wie gewisse
Positionen der Adenauerschen Re-
vanchepolitik abgebaut und den Reali-
täten Rechnung getragen werden kann.

Dabei gewinnt di; . ..nntnis ar lo-
den, daß die deutsche Frage ohn- An-
erkennung der DDR und Versi di-
gung mit ihr, ohne Anerkennung der
bestehenden Grenzen und ohne Bereit-
schaft zur Abrüstung in Deutschland
nicht lösbar ist. Ebenso wie keine
Frage des Friedens und der Sicherheit
in Europa ohne gleichberechtigte Mit-
wirkung der DDR geregelt werden
kann.

Wir meinen: Es wäre tragisch für
die Deutschen und für Deutschland,
wenn die verfehlte Politik der
CDU/CSU nochmals fünf oder zehn
oder mehr Jahre fortgesetzt würde.
Deshalb sind wir für eine Verstän-
digung aller Gegner des deutschen
Militarismus, der Atomrüstungs-
politik und des Neonazismus.

Wäre es nicht gut, werte sozialdemo-
kratische Genossen, wenn Sie einmal
mit uns Gedanken darüber austauschen
würden, wie es denn nun in Deutsch-
land und in der deutschen Frage
eigentlich weitergehen soll. Wir wol-
len uns nicht in Ihre Angelegenheiten
einmischen. Wer aber die Deutsch-
landfrage aus der Sackgasse heraus-
holen will, in die sie durch die unselige
Politik der Großbourgeoisie geraten
ist, der muß sich auch fragen, ob seine
eigene Kraft dazu ausreicht. Unbe-
streitbar scheint uns zu sein, daß die
SPD die deutsche Frage allein nicht
aus der Sackgasse herausholen kann.
Und wenn die SPD weiter die Deutsch-
landpolitik der CDU/CSU betreibt,
dann wird sogar jeder Ausweg aus der
Sackgasse vermauert.

Wir geben offen zu, daß die SED allein
die Deutschlandfrage auch nicht lösen
kann. Aber die beiden größten Par-
teien Deutschlands könnten gemein-
sam den entscheidenden Beitrag zur
Lösung der Deutschlandfrage leisten,
wenn sie wenigstens ein Mindestmaß
an Annäherung und Übereinstimmung
in den Fragen des Friedens und an
Zusammenarbeit bei der Überwindung
der Spaltung fänden.

Es sollte doch möglich sein, daß SED
und SPD ihre Positionen auf der
Grundlage solcher Vorschläge
einander annähern, wie sie z. B. im
Januar 1966 vom Staatsrat der Deut-
schen Demokratischen Republik dem
Bundestag der westdeutschen Bundes-
republik übermittelt worden sind. Sie
lauten:

■ Beide deutsche Staaten verzichten
auf Atomrüstung und Beteiligung an
der Verfügungsgewalt über atomare
Waffen in jeglicher Form;

■ beide deutsche Staaten anerkennen
die bestehenden Grenzen in Europa;

■ die Deutsche Demokratische Repu-
blik und die westdeutsche Bundesrepu-



blik nehmen — im Interesse des euro-
päischen Friedens und der europä-
ischen Sicherheit — diplomatische Be-
ziehungen zu allen Staaten der NATO
bzw. zu allen Staaten des Warschauer
Vertrages auf;

■ beide deutsche Staaten erklären
ihre Bereitschaft zu Verhandlungen
über die Abrüstung in Deutschland;

■ beide deutsche Staaten leisten feier-
lich Verzicht auf solche Maßnahmen,
Gesetze und Anordnungen, die den
Weg zur Überwindung der Spaltung
und zur Wiedervereinigung blockie-
ren, wie z.B. atomare Aufrüstung, Not-
standsgesetzgebung usw.;

■ die Regierungen beider deutscher
Staaten treten in Verhandlungen mit
dem Ziel ein, die Beziehungen zwi-
schen den deutschen Staaten und ihren
Bürgern zu normalisieren.

Ist es nicht unnatürlich und auf die
Dauer unerträglich, daß zwei deut-
sche Arbeiterparteien, die beiden
größten Parteien Deutschlands,
nicht miteinander reden und keine
guten Beziehungen zueinander ha-
ben sollen? Die westdeutschen Mo-
nopolherren fahren nach Leipzig
und nach Berlin. Sie sprechen und
verhandeln mit beliebigen Regie-
rungsstellen und Organisationen
der Deutschen Demokratischen Re-
publik. Aber die deutschen Arbei-
ter in Ost und West sollen nicht
miteinander reden dürfen? Wem
nützt das? Gewiß ist: Es nützt we-
der den westdeutschen Werktäti-
gen noch den Werktätigen in der
DDR.

Manche Sozialdemokraten fürchten,
bei einer entschiedenen Hinwendung
auf den Weg zur Verständigung unse-
rer Parteien könnte die Sozialdemo-
kratie unter die Räder kommen. Wir
sind der Überzeugung, daß sich diese
Befürchtungen als unbegründet erwei-
sen werden. Denn eine Partei wie die
SPD, die über eine so große Basis im
Volk und über eine feste Organisation
verfügt, die von über 13 Millionen
westdeutschen Bürgern gewählt wird,
braucht nicht zu befürchten, unter die
Räder zu kommen. Weder die SPD
noch die SED brauchen eine „Risiko-
strecke“ bei ihrer Zusammenarbeit ein-
zukalkulieren. Wir fassen die histo-
risch notwendig gewordene Zusam-
menarbeit nicht so auf, daß etwa jede
di es er b ei den groß ten Parteien Deutsch-
lands versuchen sollte, den Partner zu
Übervorteilen. Die Zusammenarbeit
— so wie wir sie sehen — könnte nur
in loyalen und gleichberechtigten Be-
ziehungen gedeihen, in einer Atmo-
sphäre des gegenseitigen Vertrauens,
der gegenseitigen Achtung ...

Um endlich eine Bresche in die Bar-
rieren zu schlagen, die den Weg zur

Überwindung der deutschen Spaltung
blockieren, schlagen wir vor. noch im
Jahre 1966 ein Gremium für die offene
Aussprache der Deutschen aus Ost und
West zu schaffen.

Es ist heute schon vorauszusehen, daß
auf dem Dortmunder Parteitag der
SPD die Deutschlandfrage einen brei-
ten Raum einnehmen wird. Darüber
scheint sich auch der Parteivorstand
der SPD durchaus im klaren zu sein.
Es ist darum verständlich, daß zum
erstenmal der Parteivorstand der SPD
ein von der SED angestrebtes Gespräch
nicht ausschlagen wird.

Der stellvertretende Vorsitzende der
SPD, Herbert Wehner sieht zwar in
dem offenen Brief des SED-Chefs Ul-
bricht an die SPD den Beginn einer
„weitgefächerten" Aktion, aber er hat
in einem Interview mit dem Deutsch-
landfunk zugegeben, daß die Anre-
gungen der SED für eine Debatte nicht
nur propagandistisch zu werten seien.
Wehner erklärte gleichzeitig, daß der
Parteivorstand der SPD Ulbricht auf
seinen offenen Brief eine offene Ant-
wort geben werde, wobei Gegenfragen
von ihm angekündigt wurden, die sich
auf die Erleichterung des Reisever-
kehrs, des Interzonenhandels und der
Verbesserung der Versorgung der Be-
völkerung der DDR sowie auf den
„Schießbefehl" beziehen sollen.

Man darf auf die Antwort des SPD-
Parteivorstandes gespannt sein. Nie-
mand wird erwarten, daß der Brief
Ulbrichts und die Antwort des SPD-
Parteivorstandes schon einen Wandel
in der Deutschlandpolitik bringen wer-
den. Aber es ist doch das erste Mal,
daß eine Anregung von drüben nicht
einfach ignoriert wird, sondern zu-
mindest eine politische Reaktion der
Sozialdemokratischen Partei hervor-
gerufen hat.

Die Entscheidung des Parteivorstandes
der SPD wird dabei nicht ohne Ein-
fluß auf das Verhältnis der Gewerk-
schaften zum Freien Deutschen Ge-
werkschaftsbund in dem anderen Teil
Deutschlands bleiben. H. S.

Zahl der Arbeitskräfte rückläufig

Während in den anderen Industrie-
staaten die Zahl der Arbeitskräfte bis
1975 zum Teil erheblich zunehmen
wird, geht nach einer Untersuchung
der OECD die Beschäftigtenzahl in der
Bundesrepublik von 26,7 Millionen auf
26,4 Millionen zurück. In Frankreich
rechnet man dagegen mit einer Zu-
nahme von 20,5 auf 21,6 Millionen, in
den Niederlanden von 4,5 auf 5 Mil-
lionen und in den USA sogar mit
einem Ansteigen von 79 auf 93 Mil-
lionen Arbeitkräfte.

Der Schuldige
Das Sachverständigen-Gutachten über
die wirtschaftliche Lage in der Bundes-
republik war Gegenstand einer zwei-
tägigen Diskussion im Bundestag. Be-
kanntlich haben die Gutachter eine
Änderung der Wirtschaftspolitik ge-
fordert, um der inflationären Entwick-
lung Einhalt zu gebieten. Ihr Vorschlag,
den Preisverfall jährlich um ein Pro-
zent zu vermindern, fand aber nur die
Zustimmung der sozialdemokratischen
Fraktion, während die Regierungspar-
teien und besonders der Bundeskanzler
Erhard und sein Wirtschaftsminister,
die Vorschläge des Sachverständigen-
gutachtens ablehnten.

Erhard weigerte sich, vor dem Bundes-
tag konkrete Aussagen über die Maß-
nahmen der Bundesregierung zur
Preisstabilität zu machen: „Anstatt mit
Zahlen zu jonglieren, möge das Volk
umdenken lernen." Das ist seit jeher
die beliebte Methode Erhards ge-
wesen, das Volk bzw. den Verbraucher
für seine verbraucherfeindliche Wirt-
schaftspolitikverantwortlich zumachen.
Der SPD-Bundestagsabgeordnete Schil-
ler stellte in der Bundestagsdebatte
fest, daß während der Regierungszeit
Erhards die Preise am stärksten ange-
zogen hätten. Während 1954 der Preis-
auftrieb noch 0,1 Prozent, 1958 2,2 Pro-
zent und 1961/62 2,2 Prozent betragen
habe, seien 1965 die Preise um 4,2
Prozent angestiegen.

Der Vorsitzende der IG Bau-Steine-
Erden, Georg Leber, Mitglied der SPD-
Bundestagsfraktion, kennzeichnete im
Bundestag die von der Bundesregie-
rung ständig vorgebrachteBehauptung,
die Löhne seien an den Preissteigerun-
gen schuld, als Methode, in der Öffent-
lichkeit die Gewerkschaften zu diffa-
mieren.

Einen der tatsächlichen Gründe für
die ständigen Preissteigerungen
nannte, vielleicht unfreiwillig, der
CDU-AbgeordneteBurgbacher. Nach
seinen Angaben werden 60 bis 70
Prozent aller Investitionen in der
Bundesrepublik über den Preis ge-
macht, d. h., sie werden vom Ver-
braucher bezahlt. Die Investitions-
quote für das Jahr 1965 wurde von
ihm mit 26,7 Prozent des Brutto-
sozialproduktes beziffert

Im ganzen gesehen blieb die Bundes-
tagsdebatte an der Oberfläche hängen.
Niemand, auch die sozialdemokra-
tische Fraktion nicht, wagte, die -wirk-
lichen Gründe für den Währungsver-
fall zu nennen, nämlich die hohen Un-
temehmerprofite und die enormen
Staatsausgaben mit dem riesigen Rü-
stungsetat. Eine Stabilität der Preise
und der Währung ist nicht anders mög-
lich als durch eine radikale Einschrän-
kung des Bundeshaushaltes und der
ebenso unsinnigen wie gefährlichen
Rüstung. T.
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DGB UND OSTERMARSCH

und vertreten. Der DGB und die in
ihm vereinten Gewerkschaften betei-
ligen sich deshalb nicht an dem vom
Zentralausschuß der Atomwaffengeg-
ner veranstalteten Ostermarsch 1966."

Es ist schon oft gesagt worden, aber
man kann es gar nicht oft genug wie-
derholen: Die Rüstungspolitik der
Bundesrepublik ist das Übel aller
Finanzmiseren bei Bund, Ländern und
Gemeinden sowie die Hauptursache
für die schleichende Inflation. Jetzt hat
ein Sprecher des Bundesverteidigungs-
ministeriums für spätestens 1967 neue
finanzielle Forderungen angemeldet.
„Wir können mit den Mitteln, die wir
für 1966 haben, auf die Dauer die Pla-
nung nicht durchführen", erklärte das
Ministerium, das im laufenden Haus-
halt über 17,5 Milliarden DM für er-
kennbare Rüstungszwecke verfügt.

Nach der Erstausrüstung der Bundes-
wehr, die bislang rund 150 Milliarden
DM verschlang, ist es jetzt vor allem
die Modernisierung und Umrüstung,
die weitere und größere Summen er-
fordert. Nach der Mitteilung des Mini-
steriums muß der Bestand an Kraft-
fahrzeugen und Artillerie modernisiert
werden. Ferner verursache die An-
schaffung neuer Schützenpanzerwagen
und die Umrüstung auf den Kampf-
panzer „Leopard", die Ausstattung der
Bundeswehr mit „Pershing"-Raketen
sowie der Bau von drei Raketen-Zer-
störem und zehn Raketen-Korvetten
zusätzliche Kosten. Diese müßten um-
gehend zur Verfügung gestellt wer-
den, „auch über die normale Zuwachs-
rate von 5 Prozent hinaus".

Als Echo auf die Studentendemonstra-
tion gegen den amerikanischen Krieg
in Vietnam Anfang Februar in West-
berlin ist etwas Merkwürdiges pas-
siert: Nachdem weit über tausend De-
monstranten vor das Westberliner
Amerikahaus gezogen waren, das Ster-
nenbanner auf Halbmast gesetzt und
mit Transparenten und Schildern die
Frage gestellt hatten: „Wieviel Kinder
habt ihr heute wieder gemordet?" —
nachdem also den Vereinigten Staaten
auch in der Bundesrepublik der Ab-

Diese Erklärung besagt, daß der DGB
und seine Gewerkschaften nicht offi-
ziell als Organisationen an den Oster-
märschen teilzunehmen gedenken. Die
persönliche Teilnahme und Unterstüt-
zung des Ostermarsches durch die Ge-
werkschafter bleibt davon jedoch un-
berührt. So gehören beispielsweise
Spitzenfunktionäre wie Georg Benz
von der IG Metall, Hinrich Oetjen von
der IG Chemie, Papier, Keramik und
Philipp Pleß vom hessischen DGB zu
den Unterzeichnern des Aufrufes zum
Ostermarsch 1966.

Sie sprachen von nationaler Schande,
von einem Symptom verstärkter kom-
munistischer Unterwanderung an den
Hochschulen, baten die Amerikaner
um Vergebung, schlugen sich gegen
die Brust, riefen „Mea culpa", mach-
ten in kritischer Selbstzerfleischung
und schimpften wie die Rohrspatzen
gegen jene, die nicht gute Miene zum
bösen Morden machen wollen. Man
fragt sich, was das soll.

scheu über die Missetaten der Welt-
macht Amerika an dem kleinen viet-
namesischen Volk deutlich gemacht
worden ist, geriet eine illustre Schar
von Politikern, vom Regierungslager
bis hin zur SPD, schier aus dem Häus-
chen.

be-
-ie-

Dennoch ist es befremdlich, wenn der
Deutsche Gewerkschaftsbund öffentlich
seine Distanz zur Kampagne für Ab-
rüstung bekundet. Dies um so mehr,
als die Forderungen der Kampagne für
Abrüstung, die auf dem diesjährigen
Ostermarsch vertreten werden sollen,
mit jenen übereinstimmen, die zu Fra-
gen der Abrüstung und der Atomwaf-
fen auch auf den Gewerkschaftskon-
gressen immer wieder beschlossen
worden sind: Verzicht der deutschen
Armeen auf atomare Bewaffnung,
Stopp der Rüstung auf beiden Seiten,
ein Vertrag gegen die Weiterverbrei-
tung von Atomwaffen, Mitarbeit an
der Strategie des Friedens und der
Verständigung, eigene Abrüstungs-
initiativen!

richtig, wenn der
DGB - Bundesvor-
als „eine eigene
behandelt wissen

Es vergeht kaum ein Tag, an dem
nicht irgendwo in der Welt Demon-
strationen gegen den amerikani-
schen Krieg in Vietnam stattfinden.
Selbst in den USA wird gegen
Johnsons Vietnam-Politik demon-
striert. Aber nicht nur tausend, wie
in Westberlin, Zehntausende von
Demonstranten zogen in den ver-
gangenen Wochen durch die Stra-
ßen der amerikanischen Städte und
vor das Weiße Haus in Washing-
ton. Einflußreiche und namhafte
amerikanische Politiker, wie Sena-
tor Fulbright und andere, bringen
öffentlich ihre Mißbilligung der
Vietnam - Politik Johnsons zum
Ausdruck.

Die Gewerkschaft Handel, Banken
Versicherungen will durch einBeschluß-
verfahren vor dem Arbeitsgericht Köln
feststellen lassen, daß eine Betriebs-
vereinbarung über „Vermögensbil-
dung" durch regelmäßige Überstunden
rechtsunwirksam ist. Diesem Entschluß
liegt der Fall eines Einzelhandel-Filial-
unternehmens zugrunde, das die am
1. April 1966 in Nordrhein-Westfalen
eintretende Arbeitszeitverkürzung um
eine Stunde durch eine solche Betriebs-
vereinbarung zu umgehen versucht. In
der beanstandeten Betriebsvereinba-
rung ist festgelegt, daß die Arbeitszeit
unverändert bleiben und die Bezahlung
dafür nach dem 312-DM-Gesetz ver-
mögenswirksam angelegt werden soll.
Die Gewerkschaft weist solche Ver-
suche zurück, tarifpolitische Erfolge
wie die Arbeitszeitverkürzung durch
regelmäßige Mehrarbeit gegenstands-
los werden zu lassen.

Angesichts der Forderungen des Ver-
teidigungsministeriums wird es klar,
warum die Bundespost mehr Geld
haben will, warum die Sparförderung
reduziert und die Benzinsteuer erhöht
werden soll, die Bundesbahn ihre Ta-
rife heraufsetzt und die Preise munter
steigen: Die „Leopard"-Kampfpanzer
müssen rollen, und die „Pershing"-
Raketen kosten auch ihr Geld.

Angesichts dieser Dinge nimmt es sich
doch sehr merkwürdig aus, wenn sich
bundesdeutsche Politiker amerikani-
scher gebärden als die Amerikaner.
Wer die brutale, den Hitlerfaschisten
abgeguckte Methode der Kriegsführung
der USA in Vietnam billigt, muß sich
den Vorwurf gefallen lassen, die eigene
Vergangenheit noch immer nicht
wältigt zu haben.

.................. .........................

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat,
wie bislang alljährlich, zum bevorste-
henden Ostermarsch der Kampagne
für Abrüstung eine Erklärung mit fol-
gendem Wortlaut herausgegeben:

„Die Forderung der Gewerkschaften
auf eine allgemeine, kontrollierte und
weltweite Abrüstung und Achtung der
Atomwaffen wird wie bisher vom DGB
als eine eigene Aufgabe angesehen
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Wenn es um die Bundeswehr geht,
kümmert man sich in Bonn nicht
um „volkswirtschaftliche Leit-
linien", die auch nicht für die Aus-
gabenpolitik des Bundes im allge-
meinen und selbstverständlich auch
nicht für die Gewinnentwicklung
der Unternehmer im besonderen
beschworen werden. Nur bei Lohn-
erhöhungen paßt alle Welt auf, daß
sie möglichst noch darunterbleiben.

Darum ist es nicht
geschäftsführende
stand diese Frage
Aufgabe" des DGB 
will. Diese Forderungen, für die zu
Ostern wieder Zehntausende Bundes-
bürger demonstrieren werden, sind
Forderungen der Mehrheit des deut-
schen Volkes und seiner Nachbarvöl-
ker. Sie werden von Mitgliedern poli-
tischer Parteien, kultureller und kirch-
licher Organisationen ebenso vertre-
ten wie von den Mitgliedern der Ge-
werkschaften. Sie sind die Angelegen-
heit aller und sollten darum von allen
gemeinsam vertreten werden. -ie-

LEOPARD" UND DIE INFLATION



Geheimgespräche um Notstandsgesetz

Was besprach Lücke mit Gewerkschaftsfunktionären?

DGB-Kongreß muß Anti-Notstandsgesetz bekräftigen

Bundesinnenminister Lücke hat eine neue, aber gefährlichere Taktik zur Reali-
sierung der Notstandsverfassung eingeschlagen als sein Vorgänger Höcherl.
Nach seinen eigenen Worten will Lücke einen Notstands-Gesetzentwurf erst
dann ins Parlament zur Beratung und Verabschiedung einbringen, wenn er nach
einer Reihe von „vertraulichen Gesprächen" mit der SPD und mit Gewerkschafts-
funktionären die Annahme für gesichert hält.

Um diese Zustimmung zu bekommen
und vorhandene Bedenken zu zer-
streuen, hat Innenminister Lücke in den
vergangenen Wochen auch mit einigen
Gewerkschaftsführern gesprochen. Da-
bei fällt vor allem die Wahl der Per-
sonen auf: Als erster wurde der Vor-
sitzende der IG Bau - Steine - Erden,
Georg Leber, empfangen, dessen grund-
sätzliche Zustimmung zur Notstands-
gesetzgebung bekannt ist. Danach emp-
fing Lücke den ÖTV-Vorsitzenden
Heinz Kluncker, der vor einigen Mona-
ten die Ablehnung jeglicher zusätz-
licher Notstandsregelungen, auf die
der 6. DGB-Kongreß die Gewerkschaf-
ten verpflichtete, abgeschwächt hatte.
Schließlich sprach Lücke auch noch mit
dem DAG-Vorsitzenden Spaethen, der
ebenfalls eine Notslandsregelung im
Grundsatz nicht ablehnt.

über den Inhalt ihrer Erörterungen
haben alle Beteiligten Stillschweigen
bewahrt. Die Gewerkschaftszeitung
„Metall" schrieb kürzlich zu der Ver-
handlungstaktik Lückes: „Metall warnt
vor diesem Weg, den der neue Innen-
minister einschlagen will. In Geheim-
beratungen kann demokratisches Recht
nicht entstehen. In Geheimberatungen
gedeiht aber die Allmacht der Exe-
kutive.”

Diese geheimen Gespräche hinter dem
Rücken der Öffentlichkeit, auch der
Gewerkschaftsmitglieder, sind nicht da-
zu geeignet, die Skepsis der Gewerk-
schafter gegenüber den Absichten der
Bundesregierung zu zerstreuen.

Sie lassen außerdem berechtigte
Zweifel aufkommen, ob die an
diesen Gesprächen beteiligten Ge-
werkschaftsfunktionäre den „Anti-
Notstandsbeschluß" weiterhin re-
spektieren wollen. Darüber wird
der bevorstehende DGB-Kongreß
im Mai unbedingt Klarheit schaffen
müssen, ebenso wie die Bekräfti-
gung der ablehnenden Haltung sei-
tens der Gewerkschaften zu den
Bonner Notstandsplänen unerläß-
lich ist.

Parallel mit dem Bemühen, die ableh-
nende Haltung des DGB aufzuweichen,
gehen die Bestrebungen der Bundes-
regierung, die mit dem Haushaltssiche-
rungsgesetz im Dezember 1965 auf An-
fang 1968 verschobene Inkraftsetzung
des Selbstschutzgesetzes, des Schutz-
baugesetzes und des Gesetzes zur Er-
richtung des Zivilschutzkorps doch noch 

zu beschleunigen. Diese „kleinen” Not-
standsgesetze sollen nach dem Willen
Bonns möglichst zum 1. Januar 1967
Rechtskraft erlangen.

Nachdem sich im vergangenen Herbst
die neue Bundesregierung gebildet
und nachdem sie mit einem beispiel-
losen Affront der Wähler die Wahl-
geschenke wieder eingesammelt hat,
hält sie sich jetzt offenbar für stark
genug, die Notstandsgesetze endgültig
durchzupauken. Es ist insbesondere
der Aktivität der Gewerkschaften zu-
zuschreiben, daß dieses antidemokra-
tische Geselzeswerk trotz jahrelanger
Bemühungen der bundesdeutschen Re-
aktion nicht verwirklicht werden
konnte. Vornehmlich an den Gewerk-
schaften wird es liegen, daß die Not-
standsgesetzgebung endgültig schei-
tert.

Am 28. Februar hat Innenminister
Lücke auch eine Abordnung des DGB-
Bundesvorstandes zu Gesprächen über
die Notstandsgesetzgebung empfan-
gen. Befremdlich ist die anschließende
Erklärung Lückes, er beurteile jetzt
die Haltung der Gewerkschaften „op-
timistischer". Es sei offenbar „bei ein-
zelnen Gewerkschaften zu einem Ab-
bau der Vorurteile" gekommen. Er
wolle die Gesetze nicht gegen, sondern
nur gemeinsam mit den Gewerkschaf-
ten erarbeiten.

In Bonn arbeitet, wie gleichzeitig be-
kannt wurde, eine Kommission mit
Hochdruck an dem Notstands-Gesetzes-
komplex. Der Kommission gehören je
drei Abgeordnete der CDU/CSU, FDP
und der SPD, zwei Länderinnenmini-
ster und Beamte des Bundesinnenmini-
steriums an. Es soll eine neue Ge-
setzesvorlage für die Beratungen im
Bundestag vorbereitet werden.

Diese neue Situation bestätigt jene
skeptischen Stimmen, die auf Bemü-
hungen in den Gewerkschaftsspitzen
hinweisen, den Anti - Notstandsbe-
schluß des 6. DGB-Kongresses zu revi-
dieren. Die Drohung der Notstands-
gesetze ist nun wieder akut geworden,
und die Gewerksdiafter haben allen
Grund, gegen die geplante Einsdirän-
kung demokratischer Freiheiten tätig
zu werden. G. S.

In Personalrafswahlen

den DGB stärken

Zur Zeit und in den kommenden Wo-
chen finden in den Verwaltungen und
Dienststellen des Bundes, der Länder
und Gemeinden, bei Bundesbahn und
Bundespost sowie in den Stiftungen
des öffentlichen Rechts usw. zum 6.Mal
die Personalratswahlen statt. Der DGB
hat die Beamten, Angestellten und Ar-
beiter aufgerufen, nur die Kandidaten
jener Gewerkschaften zu wählen, die
dem Deutschen Gewerkschaftsbund an-
gehören.

Diese Wahlen, sozusagen die „Be-
triebsrätewahlen" im öffentlichen
Dienst, berühren den Bereich der Ge-
werkschaft öffentliche Dienste, Trans-
port und Verkehr, der Gewerkschaft
der Eisenbahner Deutschlands, der
Deutschen Postgewerkschaft, der Ge-
werkschaft Handel, Banken und Ver-
sicherungen sowie der Gewerkschaft
Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft.
Eine Stärkung der DGB-Gewerkschaf-
ten liegt schon deshalb im Interesse
der im öffentlichen Dienst Beschäftig-
ten, weil der Deutsche Gewerkschafts-
bund für diesen Bereich ebenso nach-
drücklich eine gleichberechtigte Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer in so-
zialen, personellen und wirtschaft-
lichen Fragen fordert wie in der übri-
gen Wirtschaft. Es leuchtet ein, daß der
Erfolg in dem Maße sichergestellt
wird, wie sich die Beamten, Angestell-
ten und Arbeiter zum Deutschen Ge-
werkschaftsbund bekennen und ihm
durch ihre Stimmabgabe für die Per-
sonalratskandidaten der DGB-Gewerk-
schaften sichtbares Vertrauen ent-
gegenbringen.

Das Personalvertretungsgesetz für die
Beschäftigten des öffentliches Dienstes
ist von zum Teil undemokratischen Be-
stimmungen gekennzeichnet. Es im
Sinne der Erweiterung demokratischer
Rechte zu überprüfen und auszubauen,
fordern der DGB und die ihm ange-
schlossenen Gewerkschaften. Es erweist
sich damit der Anspruch und die Not-
wendigkeit zur weiteren Stärkung des
DGB im Sinne einer allseitigen mate-
riellen und gesellschaftspolitischen In-
teressenvertretung der Arbeiter, An-
gestellten und Beamten als gerecht-
fertigt.

Jetzt über 2 Millionen Mitglieder

der IG Metall

Mit einer durchschnittlichen Mitglie-
derzahl im Jahre 1965 von genau
2 011 313 hat die IG Metall den höch-
sten Mitgliederstand ihrer Geschichte
erreicht. Wie der Hauptvorstand der
Gewerkschaft mitteilt, wurde die Mit-
gliederzahl des Jahres 1964 um 74 637
übertroffen. Der Vorstand der Gewerk-
schaft betrachtet diese Entwicklung als
einen wertvollen Beweis des Vertrau-
ens das die Gewerkschaft unter den
Arbeitnehmern der Metallwirtschaft
besitzt.
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Man kann den Lohnkonflikt in der
Metallverarbeitung nicht einfach an
den ursprünglichen Forderungen der
IG Metall (9 Prozent Lohnerhöhung
und 40-Stunden-Woche ab 1. Juli 1966)
messen; sie kann nur gewertet wer-
den unter dem Blickwinkel der Ziel-
setzung von Unternehmern und Bun-
desregierung. Die Metallindustriellen
und ihre Publikationsorgane klagen
jetzt landauf, landab über das soge-
nannte „Zweite Erbacher Abkommen".
Sie erklären, nur unter Druck ihre Ein-
willigung zu der Vereinbarung ge-
geben zu haben, weil es keinen ande-
ren Ausweg mehr gab, und bieten den
Anblick der (vom Arbeitskampf) Noch-
einmal-Davongekommenen.

Bundeswirtschaftsminister Schmücker
bläst in das gleiche Horn und beklagt,
„daß die Lohnerhöhung für 1966 höher
ist, als es aus gesamtwirtschaftlichen
Gesichtspunkten vertretbar erscheint".

Diese düstere und gedrückte Stim-
mung im Lager der anderen, die
zum Teil auch nur vorgetäuscht ist,
läßt jedoch klar erkennen, daß die
Arbeitnehmer der Metallindustrie
den neuen Tarifabschluß nur ihrer
Kampfentschlossenheit verdanken.
Die Warnstreiks in Baden-Würt-
temberg und Hessen, die Vorberei-
tungen auf Urabstimmung und
Streik in diesen und anderen Tarif-
gebieten, darunter vor allem auch
Nordrhein-Westfalen, haben die
Unternehmer begreifen lassen, daß
sie nicht länger mit der Geduld der
Arbeiter und Angestellten der Me-
tallwirtschaft spielen dürfen.

Von dem ursprünglichen Ziel der Me-
tallindustriellen, die IG Metall auf
Biegen oder Brechen, wenn nicht zum
Lohnstopp, so doch wenigstens zur An-
erkennung des vorausgeschätzten Pro-
duktivitätszuwachses von 4 Prozent als
Basis einer Lohnerhöhung zu zwingen,
ist nichts nachgeblieben. Die Absicht,
die IG Metall und gleich ihr alle ande-
ren Gewerkschaften in einem Exempel
auf gesamtwirtschaftliche Daten nach
Zuschnitt auf den Unternehmer-
geschmack festzulegen, ist laut und
vernehmlich gescheitert.

I Gewiß —auch die Gewerkschaft hat
in diesem Ringen „Federn lassen"
müssen: die Verschiebung der Ar-
beitszeitverkürzung um sechs Mo-
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nate und die Hinnahme einer ein-
einhalbjährigen Laufzeit des neuen
Vertrages. Dafür ist aber nun die
40-Stunden-Woche, nach zweimali-
ger Verschiebung, endgültig ge-
sichert, denn in dem neuen Ab-
kommen ist ausdrücklich festgelegt,
daß über die Arbeitszeitverkürzung
zum 1. Januar 1967 nicht mehr ver-
handelt werden kann.

Ein anderer bitterer Tropfen in dem.
Wein des Erfolges ist die Tatsache,
daß die 6prozentige Lohnaufbesserung
bedenklich nahe bei der sogenannten
Gutachter-Leitlinie von 6,4 Prozent
liegt. Die Diskussion um diese „Leit-
linie" hat offenbar Wirkungen gezei-
tigt, die von der IG Metall nicht igno-
riert werden konnten. Man kann (in
einem anderen Sinne) den Unterneh-
mern der Metallwirtschaft zustimmen,
die jetzt erklären, die Metallverein-
barung dürfe keine präjudizierende
Wirkung haben; nur meinen sie, künf-
tige Lohnerhöhungen in der eisen-
schaffenden Industrie und anderen Be-
reichen müßten niedriger sein. Wir
meinen indessen, daß die anderen im
Lohnkampf stehenden Gewerkschaften
das Zweite Erbacher Abkommen nicht
als die obere Grenze ihrer Forderun-
gen ansehen sollten, wie der OTV-
Vorsitzende Kluncker dies ebenfalls
bereits gesagt hat.

Die IG Metall hat in dieser Tarifbewe-
gung ein so hohes Maß an gesamt-
wirtschaftlicher Verantwortung bewie-
sen, daß es zu wünsdien wäre, die
Unternehmer brächten nur halb so viel
Verantwortung aufl Wahrscheinlich
hätten wir dann endlich die stabilen
Preise, von denen schon seit Jahren
geredet wird.

Zum 31. März 1966 sind von der Ge-
werkschaft die Tarifverträge für die
eisen- und stahlerzeugende Industrie
gekündigt worden. Die Arbeitnehmer
dieser Branche können sich die Erfah-
rungen ihrer Kollegen in der Metall-
verarbeitung gleich zunutze machen:
Die glaubwürdige Bekundung von
Kampfbereitschaft, wenn Kampf not-
wendig erscheint, ist noch immer die
Sprache, die von den Arbeitgebern am
besten verstanden wird. Kilian

Mefallarbeitgeber mußten sich beugen

Lohnsfopp-Absichf von IG Metall vereitelt

40-Stunden-Woche nun endgültig ab Januar 1967

Regional begonnen und zentral beendet — das ist die kürzeste Formel für den
äußeren Verlauf der diesjährigen Lohnbewegung in der metallverarbeitenden
Industrie. Eine Lohnerhöhung von 6 Prozent, rückwirkend ab 1. Januar 1966,
eine weitere Lohnaufbesserung um 5 Prozent, einschließlich des Ausgleichs für
die Verkürzung der Arbeitszeit, ab 1. Januar 1967 und Verschiebung der Arbeits-
zeitverkürzung auf 40 Stunden um sechs Monate vom 1. Juli 1966 auf den 1. Ja-
nuar 1967 —, das ist das materielle Ergebnis dieser in der Öffentlichkeit stark
beachteten und in manchen Phasen beinahe dramatischen Tarifbewegung.

Die Lohnkosten in der* EWG

Die Kommission in der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft hat Ergebnisse
einer Lohnerhebung der EWG-Länder
aus dem Jahre 1963 vorgelegt. Danach
liegen die Lohnkosten je Stunde in der
Bundesrepublik angeblich am höchsten.
Anders ist es bei den Angestellten.
Hier stehl Frankreich an erste Stelle.
Gehl man jedoch in die Details, dann
ändert sich das Bi.ld nicht unwesentlich.
Zunächst einmal liegen die Lohnkosten
in der Bundesrepublik, wenn man Ar-
beiter undAngestellte zusammennimmt,
kaum höher als in den übrigen EWG-
Ländern. Berücksichtigt man dazu die
.sozialen Zuwendungen, z. B. Kinder-
geld und Familienhilfen, die den Ar-
beitnehmern in Belgien und in Frank-
reich geboten werden, sowie die ge-
ringen steuerlichen Belastungen in
diesen Ländern, liegen die Einkommen
in der Bundesrepublik niedriger als in
allen Ländern der EWG außer Italien.
Die Lohnkosten pro Stunde sagen we-
der etwas aus über die Höhe der Löhne
und Gehälter in der Bundesrepublik,
noch über die Kaufkraft der Arbeitneh-
mereinkommen.

Bewährungsaufstieg für Angestellte

Nach langen Verhandlungen zwischen
der Gewerkschaft ÖTV und der DAG
auf der einen sowie dem Bund und der
Länder-Tarifgemeinschaft auf der an-
deren Seite ist im Februar ein soge-
nannter „Bewährungstarif" für etwa
400 000 Angestellte bei Bund und Län-
dern untzerzeichnet worden. Danach
haben Angestellte, die die an sie ge-
stellten Anforderungen gut erfüllt ha-
ben, die Chance, nach einer gewissen
Zeit automatisch in die nächsthöhere
Gehaltsgruppe aufzurücken. Die Länge
der Bewährungsfrist ist von zwei bis
15 Jahren gestaffelt.

HBV will Tarifvereinbarungen

erzwingen

Mit Warnstreiks in vier Mannheimer
Großhandelsbetrieben haben die Mit-
glieder der Gewerkschaft Handel, Ban-
ken und Versicherungen die Öffent-
lichkeit auf einen unglaublichen Zu-
stand aufmerksam gemacht: Während
im Tarifgebiet Baden-Württemberg der
lariflose Zustand seit dem 31. Dezem-
ber 1965 besieht, herrscht dieser im
Großhandel des Landes Nordrhein-
Westfalen .schon seit einem Jahr, und
in Bremen sogar seit 1945! Die Unter-
nehmer ignorieren die Gewerkschaft
und erhöhen die Löhne und Gehälter
nach ihren Gutdünken. Diesen Zustand
will die HBV-Gewerkschaft jetzt be-
seitigen.



Machtmißbrauch Tarifbewegung geht weiter

OTV fordert 9 Prozent höhere Löhne und Gehälter

Auch Bergbau und Stahlindustrie kündigen Tarife

Nachdem in der metallverarbeitenden Industrie der Tarifkonflikt abgeschlossen
werden konnte, haben für rund 4,5 Millionen Arbeiter und Angestellte in anderen
Wirtschaftsbereichen und im öffentlichen Dienst die Tarifgespräche begonnen.
Im öffentlichen Dienst, bei der Bundesbahn und Bundespost, im Bauhauptgewerbe,
im Steinkohlenbergbau und in der Stahlindustrie sind die Lohn- und Gehalts-
tarifverträge zum 31. März 1966 gekündigt worden.

Mit fortschreitender Technisierung,,
Automatisierung und Konzentration
der Wirtschaft zu immer größeren Pro-
duktionsstätten wächst ohne Zweifel
die gesellschafts- und wirtschaftspoli-
tische Verantwortung aller Beteiligten, i
Das einzusehen, dürfte im allgemeinen i
nicht schwierig sein.

Jedoch nicht so im Lager der Unter- |
nehmen Auf einer kürzlich durchge-
führten Tagung der Arbeitsgemein-
schaft Selbständiger Unternehmer
(ASU) hat der geschäftsführende Vor-
stand seine Mitglieder aufgefordert,
dem angeblich vom Arbeitsmarkt aus-
gehenden Kostendruck „dadurch zu
begegnen, daß unrentable Betriebs- •
zweige eingestellt und entsprechende
Arbeitskräfte freigesetzt werden".

Weitere Rationalisierungsinvestitionen
sollen nach dem Willen des ASU-Vor-

In einer gemeinsamen Beratung haben
die Gewerkschaft öffentliche Dienste,
Transport und Verkehr, die Eisenbah-
nergewerkschaft und die Deutsche
Postgewerkschaft ein koordiniertes
Vorgehen in den Tarifverhandlungen
für die rund zwei Millionen Arbeiter
und Angestellten bei Bund, Ländern,
Gemeinden, Bahn und Post beschlossen.

duktivitätszuwachs von 4 Prozent fest-
zulegen. Der IG-Bau-Vorsitzende Ge-
org Leber erklärte auf einer Vertreter-
versammlung seiner Gewerkschaft in
Kassel, ein Tarifvertrag mit einer nur
4prozentigen Lohnerhöhung komme
nicht in Frage.

Standes nur noch in jenen Bereichen
vorgenommen werden, „die gute, über-
durchschnittliche Gewinne abwerfen".

Möglicherweise hat diese scharf-
macherische Unternehmervereini-
gung nicht darüber nachgedadit,
daß sie damit den Gewerkschaften
geradezu lupenreine Argumente
für die Notwendigkeit der Mit-
bestimmung liefert. Auf Lohnforde-
rungen mit Betriebsstillegungen zu
antworten stellt eine geradezu bei-
spiellose Bloßlegung niedrigen Ge-
winnstrebens dar. Diese Mentalität
wird noch unterstrichen durch die
Forderung der ASU, nur dort zu
rationalisieren, wo überdurch-
schnittliche Gewinne zu erzielen
sind.

Die Gewerkschaften haben es schon
immer gesagt, und die Arbeitnehmer
haben es seit Jahrhunderten am eige-
nen Leibe erfahren: im Mittelpunkt
des unternehmerischen Wirtschaftens
steht der Gewinn. Er steht, wie die
ASU-Tagung wieder bewiesen hat, so-
gar so weit im Vordergrund, daß be-
denkenlos Empfehlungen ausgegeben
werden, die für die Arbeiter, Ange-
stellten und ihre Familien eine gefähr-
liche Bedrohung der Existenz darstel-
len, wenn sie befolgt werden.

Wer aber an verantwortlicher Stelle
in der Wirtschaft steht, wie die Unter-
nehmer und ihre Verbände, und dabei
nur das Bankkonto sieht, dem kann
unmöglich länger die alleinige Ent-
scheidungsgewalt über die Produktion
und die Arbeitsbedingungen für Mil-
lionen Menschen überlassen werden.
Schließlich handelt es sich bei der
Wirtschaft nicht nur um Objekte im
luftleeren Raum; was und worüber da
entschieden wird, berührt die mate-
rielle Existenzgrundlage und die ge-
sellschaftliche Lebensweise des ganzen
Volkes. Darum muß die Volksmehrheit
— die Arbeitnehmer und die Gewerk-
schaften — in den Betrieben und über-
betrieblichen Gremien mitbestimmen.

Sb.

Die drei Gewerkschaften fordern
um 9 Prozent höhere Löhne und
Gehälter, die Verkürzung der z. Z.
44stündigen Wochenarbeitszeit auf
40 Stunden bis 1970 sowie den Ab-
schluß von Tarifverträgen nach
dem Vermögensbildungsgesetz. Die

* Gewerkschaften stellen sich mit
diesen Forderungen ausdrücklich
gegen alle Versuche, die sogenann-
te „volkswirtschaftliche Leitlinie",
die bei dem Lohnabschluß in der
Metallwirtschaft Pate gestanden
hat, auch auf andere Tarifgebiete
auszudehnen.

| Der ÖTV-Vorsitzende Kluncker sagte
dazu, die Prozenterhöhungen, die in
der letzten Zeit in der gewerblichen
Wirtschaft vereinbart worden sind,
könnten für den öffentlichen Dienst
schon deshalb nicht als Maßstab gel-
ten, weil dort Tarif- und Effektivlohn
nicht voneinander abweichen. Die drei
Gewerkschaften des öffentlichen Dien-
stes verwiesen u. a. auf die andauern-
den Preissteigerungen als Gründe für
die Lohnforderungen. Im übrigen hinke
die Entwicklung für die Beschäftigten
in Verwaltungen und Dienststellen,
bei Bahn und Post sowohl einkom-
mensmäßig als auch in bezug auf die
Arbeitszeit stark hinter der übrigen
Wirtschaft her.

i IG Bau bleibt bei 5,75 Prozent

| Im Bauhauptgewerbe waren bis Re-
■ daktionsschluß dieser Ausgabe bereits
, drei Tarifgespräche ergebnislos ver-
| laufen. Während die IG Bau-Steine-

Erden für rund 1,5 Millionen Beschäf-
tigte im Bauhauptgewerbe eine Lohn-
erhöhung von 5,75 Prozent gefordert
hat, boten die Unternehmer bisher nur
4 Prozent an. Sie beabsichtigen damit,
wie schon vor ihnen die Metallunter-
nehmer, die Gewerkschaft auf den von
den Gutachtern vorausgeschätzten Pro-

Bergbau: Lohnerhöhung

und Treueprämie

Die IG Bergbau und Energie hat für
die rund 380 000 Beschäftigten des
Steinkohlenbergbaus eine Lohnerhö-
hung von 5 Prozent und die Zahlung
einer Treueprämie gefordert, deren
Höhe noch nicht bekanntgegeben wur-
de. Die ersten Gespräche zwischen Ge-
werkschaft und Zechenvertretern sind
ergebnislos verlaufen.

Kündigung in Eisen-

und Stahlindustrie

Die Industriegewerkschaft Metall
hat nunmehr auch für die eisen-
und stahlerzeugende Industrie die
Lohn-und Gehaltstarifverträge zum
31. März gekündigt. Die Höhe der
Forderung soll noch bekanntgege-
ben werden. Die Stahlkonzeme
haben bereits seit Wochen Stim-
mung gegen die erwartete Lohn-
bewegung gemacht und sich nicht
gescheut, unhaltbare Zweckmeldun-
gen über eine Konjunkturflaute in
der Eisen- und Stahlindustrie zu
verbreiten (siehe auch: „Verschwö-
rung des Schweigens").

Nadi dem 6-Prozent-Absdiluß in der
metallverarbeitenden Industrie besteht
jetzt für alle Wirtschaftsbranchen, in
denen die Tarife gekündigt sind oder
noch gekündigt werden, die Gefahr
einer Festlegung auf diesen Prozent-
satz. Die Gewerkschaften sollten sich
gegen diese Praktik der präjudizieren-
den Wirkung von Tarifabschlüssen im
Metallbereich zur Wehr setzen und
sich einzig und allein nach den sozial-
politischen Erfordernissen sowie den
Möglichkeiten ihrer Branche richten.

K. Kilian



Maßhalten - nicht in Bonn

Vor drastischer Erhöhung der Postgebühren

Das Argument von der Kostendeckung ist haltlos

Der Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost beschäftigt sich zur Zeit intensiv
mit dem Plan einer umfassenden Gebührenerhöhung, die noch im Frühjahr wirk-
sam werden soll. Insgesamt soll das gegenwärtige Gebührenaufkommen der
Bundespost um rund 12 Prozent steigen.

So ist zum Beispiel an folgende Stei-
gerungen gedacht: Standardbriefe von
20 auf 30 Pfennig, Postkarten von 15
auf 20 Pfennig, Päckchen von 80 Pfen-
nig auf 1,00 DM. Die Paketzustell-
gebühr soll von 30 auf 60 Pfennig her-
aufgesetzt werden. Postanweisungen
bis 10,— DM sollen 60 statt 30 Pfennig,
bis 50,— DM 90 statt 50 Pfennig und
bis 100,— DM 1,20 DM statt bisher
80 Pfennig kosten. Eine erhebliche Ver-
teuerung ist auch bei Telegrammen
und im Postscheckdienst vorgesehen.
Insgesamt sollen diese Gebühren-
erhöhungen, die bei einzelnen Posten
bis zu 100 Prozent betragen, zwischen
600 und 800 Millionen DM im Jahr
einbringen.

Die Bundesregierung, die für diese
Pläne verantwortlich zeichnet, ist
auf dem besten Wege, den Rest
ihrer Glaubwürdigkeit zu verlieren.
Man muß sich wirklich fragen, wo-
her Minister, die in der Öffentlich-
keit ernst genommen werden wol-
len, den Mut nehmen, sozusagen
in einem Atemzug „Maßhalten"
bei den Löhnen und die Erhöhung
der Gebühren bei der Post, der
Fahrpreise bei der Bundesbahn so-
wie der Steuern für Spirituosen und
Benzin zu fordern.

Die Postgebühren-Erhöhung wird von
Politikern und Fachleuten hauptsäch-
lich mit dem Hinweis zu rechtfertigen
versucht, die Bundespost arbeite stän-
dig mit Unterbilanz. Die Preisgestal-
tung müsse auch bei der Post nach dem
Prinzip der Kostendeckung erfolgen.
Diese Leute verschweigen einmal, daß
die Bundespost jährlich allein rund
500 Millionen DM an den Bundeshaus-
halt abführen muß, gleichgültig, ob sie
mit Gewinn oder Verlust gearbeitet
hat. Zum anderen wird übersehen, daß
die Post unerläßliche öffentliche Ge-
meinschaftsaufgaben zu erfüllen hat
und nicht mit einer x-beliebigen Wurst-
fabrik verglichen werden kann.

Die Bundesbürger zahlen ihre Steuern
schließlich nicht allein für den Unter-
halt eines aufgeblähten Staatsappara-
tes, für Gendarmen und Soldaten. Die
Steuern sind in erster Linie auch für
die Deckung der Kosten sozialer und
zivilisatorischer Gemeinschaftsaufga-
ben da. Und dazu gehört, daß beispiels-
weise eine Rentnerin ihren Kindern
und Enkelkindern mit der Post Ge-
burtstagsgrüße schicken kann, ohne
sich die Frage vorlegen zu müssen:
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Brot oder Porto? Nadi der neuen Ge-
bührenerhöhung würde diese Frage
bestimmt nidit nur bei Rentnern auf-
treten. Kern

Preise steigen weiter

Die erheblichen Preissteigerungen des
Jahres 1965 haben sich im Januar 1966
fortgesetzt. In diesem Monat waren
die Lebenshaltungskosten um 4,2 Pro-
zent höher als im Januar 1965. Nach
einer amtlichen Ermittlung der Ver-
braucherpreise für ausgewählte Nah-
rungsmittel in den Landeshaupstädten
der Bundesrepublik lagen die Preise
im Januar 1966 um 7 bis 21 Prozent
höher als vor einem Jahr. So stiegen
beispielsweise die Preise für Speise-
kartoffeln um 20,6 Prozent, Eier Klasse B
um 14,2 Prozent, Roggenbrot um 9,2
Prozent, helles Mischbrot um 8,7 Pro-
zent, Schweinebauch um 6,8 Prozent,
Schweinekotelett um 6,5 Prozent, Rind-
fleisch um 6,3 Prozent, Pflanzenöl um
6,7 Prozent und die Preise für Weizen-
mehl, Gries, Käse und Wurst um 2,5
bis 3,7 Prozent.

„Segnungen" der EWG:
Lebensmittel werden vernichtet

Die Gewerkschaften in den Ländern
der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG) protestieren zur Zeit
gegen einen ungeheuerlichen Plan die-
ser supranationalen Schöpfung des
europäischen Unternehmertums: Dem
EWG-Ministerrat liegt ein Entwurf für
eine Ergänzung der EWG-Marktord-
nung für Obst und Gemüse vor, des-
sen verbraucherfeindliche Bestimmun-
gen kaum noch zu überbieten sind. Da-
nach sollen für die einzelnen Produkte
sogenannte Interventionspreise fest-
gelegt werden, die nur bis zu 40 Pro-
zent unterschritten werden dürfen.
Sollten jedoch die Preise infolge er-
höhter Angebote weiter absinken, so
muß so lange alles anfallende Obst
und Gemüse vernichtet werden, bis
sich die Preise wieder „stabilisiert"
haben.

Der EWG-Ministerrat wird demnächst
zusammentreten, um diese Frage zu
erörtern und nach Absprache mit den
sechs Regierungen zu entscheiden. Wir 

haben wiederholt in den NACHRICH-
TEN darauf hingewiesen, daß sich die
EWG den Verbrauchern bisher nur
durch immer neue Teuerungswellen
präsentiert hat. Während von der
Bundesregierung immer wieder be-
hauptet wird, die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft sei zum Wohle der
Bevölkerung geschaffen worden, ist
für diese jedoch nicht erkennbar, wor-
in dieses „Wohl" bestehen soll. Augen-
scheinlich ist vielmehr, daß die EWG
nur den Produzenten — und selbstver-
ständlich auch den beteiligten Regie-
rungen — immer neue Vorteile auf
Kosten der arbeitenden Bevölkerung
in der Bundesrepublik und den übri-
gen EWG-Ländern verschafft.

CDU will höhere Benzinsfeuern

Ein Plan des CDU-Abgeordneten Mül-
ler-Hermann, der für seine Partei eine
unpopuläre Initiative ergriffen hat, ist
in der Öffentlichkeit auf starke Ableh-
nung gestoßen. Der Bundestagsabge-
ordnete hat die Erhöhung der Mine-
ralölsteuer um 3 Pfennig je Liter vom
1. Januar 1967 an gefordert. Außerdem
sollen die Parkgebühren heraufgesetzt
und die Kilometergelder für Fahrten
mit dem eigenen PKW zur und von der
Arbeit nicht mehr von der Lohnsteuer
abgesetzt werden können.

Angeblich sollen die Mehreinnahmen,
die insbesondere aus der Benzinver-
teuerung anfallen würden, zur Finan-
zierung des Straßenbaus herangezogen
werden. Natürlich ist das nur ein Vor-
wand. In Wirklichkeit geht es um die
Erschließung neuer Geldquellen für
den Bundeshaushalt. Denn die Mine-
ralölsteuer, die ursprünglich zweckge-
bunden eingeführt wurde, wird bereits
heute nur zu 50 Prozent für den Stra-
ßenbau eingesetzt. Die andere Hälfte
fließt ohne Zweckbindung in den Bun-
desetat und hilft offensichtlich mit, die
Rüstungskosten zu decken.

Wohnungsbau wieder teurer

Die Baukosten je Wohnung lagen,
nach dem neuesten Stand der Statistik,
im November 1965 mit 55 600 DM um
9 Prozent höher als in der gleichen Zeit
des Jahres 1964. Inzwischen ist aber
die Durchschnittsgröße der Wohnun-
gen nur von 79,8 qm auf 80,1 qm ange-
wachsen. Die Steigerung der Woh-
nungsbaukosten lag damit im vergan-
genen Jahr um 125 Prozent höher als
die Steigerung der allgemeinen Le-
benshaltungskosten (4 Prozent).

Bis Ende November 1965 wurden in
der Bundesrepublik insgesamt 368 000
neue Wohnungen bezugsfertig. Das
bedeutet gegenüber dem gleichen
Zeitraum 1964 einen Rückgang von
etwas mehr als 8 Prozent. Dieser be-
achtliche Rückgang der Wohnungsbau-
tätigkeit dürfte vor allem auf die Kür-
zung der öffentlichen Zuschüsse zu-
rückzuführen sein.



Bedenkliche „Rund-Tisch-Gespräche“

Minister Schmücker betreibt Seelenmassage am DGB

Dauergespräche sollen Gewerkschaften beeinflussen

Schon zweimal in diesem Jahr, im Januar und im Februar, hat Bundeswirtschafts-
minister Schmücker Vertreter des DGB-Bundesvorstandes, unter ihnen mehrere
Gewerkschaftsvorsitzende, zu einem wirtschaftspolitischen Gespräch empfangen.
Im allgemeinen kann man nichts gegen Gespräche einwenden, wenn sie sachlich,
ehrlich und ohne Hintergedanken geführt werden. Bei den Spitzengesprächen mit
dem Bundeswirtschaftsminister muß man jedoch Bedenken haben.

IG Metall kritisiert Kienbaum

Mit Entrüstung nahm die Tarifkom-
mission der IG Metall in NRW davon
Kenntnis, daß der Wirtschaftsminister
des Industrielandes Nordrhein-West-
falen die Tarifautonomie, die ein Be-
standteil der Verfassung ist, aufheben
will.

Die Tarifkommission der IG Metall
protestiert schärfstens gegen die Ab-
sicht des Wirtschaftsministers und
gegen die totalitären Tendenzen in
seiner Auffassung.

Die IG Metall erwartet von dem Lan-
desparlament Nordrhein - Westfalen
und von der Landesregierung, daß Mi-
nister Kienbaum wegen seiner Äuße-
rungen zur Rechenschaft gezogen wird.
Auch das Eintreten von Ministerpräsi-
dent Meyers für eine dem Taft-Hartley-
Gesetz entsprechende Regelung wurde
von den Mitgliedern der großen Tarif-
kommission schärfstens mißbilligt.

Als Begründung führte er dabei an,
daß in der Bundesrepublik schon über
eine Million Gastarbeiter beschäftigt
seien und in Teilbereichen der Volks-
wirtschaft, insbesondere bei den öffent-
lichen Diensten, in den Krankenhäu-
sern, bei der Polizei und an den Schu-
len ein Mangel an Arbeitskräften
herrsche, der „einer Kulturnation un-
würdig" sei. Nach seiner Rechnung
käme eine Verkürzung der Arbeitszeit
um eine Stunde pro Woche einer wei-
teren Verminderung der Arbeitskräfte
um 550 000 gleich.

Nun müßte ein Minister darüber
orientiert sein, daß die Arbeitszeit-
verkürzung in der Bundesrepublik
bisher weder zu einem Absinken
der Produktivität noch der Produk-
tion geführt hat. Im Gegenteil: Die
in den letzten Jahren in den Betrie-
ben der Bundesrepublik durchge-
führte Rationalisierung und das
damit verbundene hohe Arbeits-
tempo hatten ein von Jahr zu Jahr
steigendes Sozialprodukt zum Er-
gebnis.

Die Arbeitszeitverkürzungen waren
nichts anderes als eine notwendige
Maßnahme, um die Belastungen der

Wie aus den Kommuniques zu ersehen
war, unterhielt man sich u. a. recht an-
geregt über „ eine Anpassung der Lohn-
und Arbeitszeitentwicklung an die Sta-
bilitätserfordernisse" und über das
Gutachten des Sachverständigen-Gre-
miums, insbesondere überdessen „kon-
junkturpolitische Leitlinie". Es dürfte
selbstverständlich sein, daß die Ge-
werkschaftsvertreter ihren bekannten 

gesteigerten Arbeitsanforderungen zu
normalisieren und einer fortschreiten-
den Abnutzung der menschlichen Ar-
beitskraft vorzubeugen. Ein weiteres
Hinausschieben der 40-Stunden-Woche
würde nicht zu einer Mehrleistung in
der Wirtschaft führen, sondern zu
einem weiteren Ansteigen der Früh-
invalidität, die heute schon einen ge-
fährlichen Stand erreicht hat.

Man kann es nur als Naivität bezeich-
nen, wenn der nordrhein-westfälische
Minister Kienbaum die Verkürzung
der Arbeitszeit für den Mangel an Ar-
beitskräften beispielsweise im öffent-
lichen Dienst oder in den Krankenhäu-
sern verantwortlich macht. Wenn die
Metallarbeiter eine Stunde länger ar-
beiten, werden die Krankenhäuser nicht
eine Krankensdiwester mehr haben.
Um das Krankenpflegepersonal in aus-
reichendem Maße zur Verfügung zu
haben oder die Zahl der Beschäftigten
im öffentlichen Dienst zu erhöhen,
braucht man keinen Verzicht auf die
Arbeitszeitverkürzung, sondern im Ge-
genteil, neben anständigen Gehältern
und Löhnen, die gleidie 40-Stunden-
Woche audi in diesen, wie Kienbaum
es nennt, Teilbereichen der Wirt-
sdiaft. -eg

Standpunkt in all diesen Fragen ver-
treten haben. Aber ebenso hat auch
Bundeswirtschaftsminister Schmücker
seinen bekannten Standpunkt vertre-
ten, und der besagt, daß die Gewerk-
schaften in ihren Forderungen maß-
halten sollen, was wiederum heißt,
noch unter dem Notwendigen zu blei-
ben.

Wenn die Bundesregierung der Auf-
fassung wäre, die Gewerkschaften wür-
den nicht ausreichende Lohn- und Ge-
haltserhöhungen sowie Arbeitszeitver-
kürzungen fordern, so könnte man glau-
ben, der DGB solle vom Wirtschafts-
minister ermuntert werden, seine Mit-
gliedsgewerksdiaften zu höheren For-
derungen anzuhalten. In solchem Falle
gäbe es keinen Grund, die Begegnun-
gen in Bonn skeptisch zu beobachten.
Da die Dinge aber genau anders her-
um liegen, bleibt doch nur die Absicht
bestehen, maßhalterische Seelenmas-
sage am runden Tisch zu betreiben.

Der „Industrierkurier“, vom 25. 1. 66,
das Blatt der Unternehmer, die auf
diesem Gebiet ihre Erfahrungen haben,
schrieb zu den Spitzengesprächen bei
Schmücker:

„... Teilnehmer aus den Spitzen-
verbänden der Wirtschaft messen
der bei solchen Gelegenheiten im-
mer beschworenen .guten Atmo-
sphäre eine größere Bedeutung bei
als der skeptische Beobachter von
außen. Ja, man meint sogar, daß
nur aus eben dieser Unverbindlich-
keit der Gespräche Wirkungen ent-
stehen können, die das praktische
Handeln der Gruppen beeinflussen.
Das dauernde Gespräch auf der
Grundlage allseits anerkannter
Daten und Fakten beeinflusse die
Gruppen schon per se (von selbst),
selbst gegen ihren Willen."

Das ist also der Hintergedanke bei den
Gesprächen am runden Tisch Minister
Schmückers! Die Gewerkschaften ha-
ben es aber nicht nötig, in diese heim-
lich gelegte, mit „Würde“ und „Sach-
lichkeit" getarnte Falle zu tappen. Sie
haben es auch nicht nötig, sich von
oben herab belehren zu lassen. Sie
haben selbst ihre Fachleute, die sich in
wirtschafts- und sozialpolitischen Din-
gen auskennen, und darum sind ihre
Forderungen wohl durchdacht, verant-
wortungsbewußt und gerechtfertigt.

G. S.

Kienbaum und die Logik

Die Tarifaufonomie in Frage gestellt

NRW-Wirtschaffsminister attackiert Arbeitszeitverkürzung

Der nordrhein-westfälische FDP-Minister Kienbaum hat schon einige Male die
öfteniJicbkeit mit Vorschlägen überrascht, denen es an innerer Logik mangelte.
So z als er im Dezember des vergangenen Jahres die Verbraucher aufforderte,
die Weihnachtsgeschenke erst nach Weihnachten zu kaufen, um die Preislawine
zum Süllstand zu bringen. In einem Gespräch mit dem „Industriekurier" hat
Kienbr.um nun im Zusammenhang mit dem Tarifkonflikt in der Metallindustrie
die Forderung aufgestellt, den Tarifpartnern das Recht zu nehmen, Verein-
barungen über Arbeitszeitverkürzungen abzuschließen.
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Besuch aus Moskau und Prag
bei der OTV-Gewerkschaff

Marschroute für den DGB-Kongreß

Im Monat März bekommt die Gewerk-
schaft Öffentliche Dienste, Transport
und Verkehr ihren ersten Ostbesuch.
Aus der Sowjetunion trifft eine Dele-
gation der „Gewerkschaft der Mit-
arbeiter der Staatsbehörden der
UdSSR“ mit ihrem Vorsitzenden an
der Spitze ein, während aus der Tsche-
choslowakei eine Abordnung der
„Gewerkschaft der Angestellten der
Staatsorgane" erwartet wird. Dieser
erste Delegationsaustausch zwischen
einer Gewerkschaft der Bundesrepu-
blik und Gewerkschaften in kommu-
nistischen Ländern war von dem OTV-
Vorsitzenden Heinz Kluncker Ende
1965 bei seinem Besuch in Karlsbad
(CSSR) vereinbart worden.

Heinz Kluncker wird nach Beendi-
gung des Besuches der sowjetischen
und tschechoslowakischen Gewerk-
schaftsabordnungen zu seiner an-
gekündigten Studienreise in die
Sowjetunion abfahren. Dies alles
wird noch vor dem 7. DGB-Bundes-
kongreß stattfinden und zweifellos
auf die Entscheidungen der Kon-
greßdelegierten Einfluß haben, die
in Berlin über das weitere Taktie-
ren des DGB in Fragen „Oslkon-
takte" beraten und beschließen
werden.

Im DGB und den übrigen Mitglied-
gewerkschaften wird das Auftreten der
ersten Ost-Delegationen in der Bun-
desrepublik mit großem Interesse ver-
folgt werden. Der OTV-Hauptvorstand
hat für seine Gäste bereits einen Pro-
grammvorschlag ausgearbeitet, der
u. a. Vorträge über Stellung und Auf-
gaben der bundesdeutschen Gewerk-
schaften in der Gesellschaft und im
Arbeitsleben, zu Berufsfachfragen, Ar-
beits- und Betriebsverfassungsrecht,
gewerkschaftliche Bildungsarbeit usw.
vorsieht. Darüber hinaus sind Besuch©
bei Verwaltungsstellen, auf Gewerk-
schaftsschulen, in Erholungsheimen
und auch bei Arbeitnehmerfamilien
geplant.

Es bleibt zu erwarten, daß sich aus
diesen Anfängen zur Überwindung der
ostpolitischen Isolation des DGB ein
allgemeiner Trend zum Kennenlernen
und zur Verständigung mit den Orga-
nisationen, Problemen und den arbei-
tenden Menschen in den sozialistischen
Ländern entwickelt. Es ist ohne Zwei-
fel das Verdienst Heinz Klunckers, als
erster mit einem der unzweckmäßig-
sten Tabus im Deutschen Gewerk-
schaftsbund gebrochen zu haben.

23. Arbeiferkonferenz

Die Arbeiterkonferenz, die am 12. März
in Leipzig beginnt, ist nicht — wie im
Februar-Heft irrtümlich gemeldet —
die 13., sondern die 23. Deutsche Ar-
beiterkonferenz.

Um den sozialen und demokratischen Rechtsstaat

Eine Bilanz der Landesbezirkskonferenzen des DGB

Zur Vorbereitung des 7. DGB-Bundeskongresses in Berlin fanden im Januar acht
Landesbezirkskonferenzen des DGB statt. Der DGB Nordrhein-Westfalen hatte
seine Konferenz schon im Oktober 1965 durchgeführt. Da diese Konferenzen (ent-
sprechend der neuen Satzung) erstmals vor dem Bundeskongreß durchgeführt
wurden, geben ihre Ergebnisse zweifellos Hinweise auf die Schwerpunkte der
gewerkschaftspolitischen Arbeit, die auch auf dem Bundeskongreß zur Beratung
anstehen.

Im Mittelpunkt der Beratungen aller
Landesbezirkskonferenzen stand der
Wille der Gewerkschafter, den sozia-
len und demokratischen Rechtsstaat zu

i verwirklichen, wie er in der Verfas-
sungvorgesehen ist. Übereinstimmung
herrschte darüber, daß die Verfas-
sungswirklichkeit der Bundesrepublik
noch weit entfernt ist von dem Leit-
bild, das die Verfassung setzt. Dieses

I Generalthema, das auch das Motto des
I Hauptreferats von Ludwig Rosenberg
| vor dem 7. DGB-Kongreß ist, verdeut-
i licht, in welchem Maße die gewerk-
; schaftliche Verantwortung und Auf-

gabenstellung über den Grad dermate-
i riellen Interessenvertretung der Ar-

beitnehmer hinausgewachsen ist.

Landesbezirk Bayern

Die DGB-Landesbezirkskonferenz Bay-
ern fand am 22. und 23. Januar in Mün-
chen statt. Im Geschäftsbericht des
Landesbezirksvorstandes unterstrich
Alois Seitz, daß es die entscheidende
und zugleich schwierigste Aufgabe der
heutigen Generation sei, der Mensch-
heit den Frieden zu erhalten.

Seitz erinnerte an den unmensch-
lichen, häßlichen Krieg in Vietnam
und andere Krisenherde, woraus er
die Schlußfolgerung zog, die Ge-
werkschaften dürften nicht schwei-
gen, wenn unermeßliches Leid,
grauenhafte Zerstörung — von
Menschenhand verübt — noch im-
mer im Mittelpunkt der Weltpoli-
tik stünden, wenn immer noch die
größte Sorge der Menschheit Krieg,
Gewalt und atomare Vernichtung
sei.

Der stellvertretende DGB-Vorsitzende
Hermann Berrmann ging in seiner An-
sprache auf die gesellschaftliche Situ-
ation in der Bundesrepublik ein. Beer-
mann bezeichnete die Propagandaflut
gegen die Mitbestimmung als ein Zei-
chen für den Grad der Konsolidierung
der restaurativen Kräfte im Unterneh-
merlager, der ein bedenkliches Aus-
maß erreicht habe. Dabei zeige sich,

I trotz mancher Stilwandlungen, deut-
' lieh, daß unsere Gesellschaft nach wie

vor eine Klassengesellschaft ist, mit
allen Zeichen eines Klassenkampfes
von oben.

Die Anfrage

Die Anträge der Landesbezirkskonfe-
renz an den DGB-Bundeskongreß be-
fassen sich mit Fragen der Sozial-, Bil-
dungs-und Strukturpolitik des Landes.
Es wird die Ausweitung der Mitbe-
stimmung und die Ablehnung aller Not-
standsgesetze gefordert sowie auf die
Gefährdung der Demokratie durch
Nationalismus und Rechtsradikalismus,
die Gefährdung der Meinungsfreiheit
durch Bestrebungen nach privaten
Fernsehanstalten in Entschließungen
und Anträgen aufmerksam gemacht.
Weiterhin wird der Bunde*.Kongreß
aufgefordert, „die künftige Arbeit der
Bundestagsabgeordneten dahingehend
zu registrieren, wie sie über Gesetzes-
vorlagen, die auf Anregung des DGB
eingebracht werden, abstimmen".

Ein weiterer Antrag fordert den DGB-
Bundesvorstand auf, alles zu unter-
lassen, was die Kompetenz der DGB-
Landesbezirke einschränkt oder ihre
Zuständigkeit und Bedeutung mindert.
Alle wesentlichen Veränderungen in
personeller und sachlicher Hinsicht
sollen von der Zustimmung der Lan-
desbezirksvorstände abhängig gemacht
werden.

Hier der Wortlaut eines der politisch
interessantesten Anträge:

Abrüstung und Wiedervereinigung

„Die Bundesregierung ist bestrebt,
innerhalb der NATO ,nach dem Grad
ihrer Bedeutung und dem Grad ihrer
Lasten' an der Verfügung über Atom-
waffen beteiligt zu werden, damit, wie
Bundeskanzler Erhard in seiner Re-
gierungserklärung sagte, ,die Vertei-
digung gegen die offene Bedrohung
aus dem Osten' nicht erschwert wird.
Dieses Bestreben der Bundesregierung
wird immer mehr zum Kernpunkt der
von Europa ausgehenden politischen
Spannungen zwischen Ost und West,
weil sich die osteuropäischen Staaten
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durch ein nuklear gerüstetes Deutsch-
land ebenfalls in ihrer Sicherheit be-
droht fühlen.

Konzentration bei Flick

Diese Entwicklung ist eines der
größten Hindernisse auf dem Weg
zu der wünschenswerten Normali-
sierung unserer gegenseitigen poli-
tischen und wirtschaftlichen Bezie-
hungen. Die Politik der Bundes-
republik Deutschland sollte das
Sicherheitsbedürinis der osteuro-
päischen Staaten aber auch im eige-
nen Interesse berücksichtigen, weil
eine fortschreitende Aufrüstung
beider Teile Deutschlands jeden
Ansatz zur Wiedervereinigung auf
unabsehbare Zeit unmöglich ma-
chen muß.

Die 7. ordentliche Landesbezirkskon-
ferenz des DGB Bayern fordert des-
halb vom Deutschen Bundestag und
von der Bundesregierung Entschei-
dungen, die zu einer Verständigung
mit unseren osteuropäischen Nachbarn
und damit zu einer spürbaren Ent-
spannung der Weltpolitik führen. Da-
zu gehört insbesondere der Verzicht
der Bundesrepublik auf jede Beteili-
gung an der Verfügungsgewalt über
Atomwaffen und über alle anderen Ar-
ten von Massenvernichtungsmitteln."

Landnsbe'irk Rheinland-Pfalz

Die 7. Landesbezirkskonferenz des
DGB Rheinland-Pfalz fand am 14. und
15. Januar in Koblenz statt. Der Lan-
desbozirksvorsitzende Julius Lehlbach
bezeichnete die Forderung nach Mit-
bestimmung als die Realisierung des-
sen, was man die soziale Verpflichtung
des Privateigentums nennt. Lehlbach
sagte, das Erreichte, die Demokratie
und die Freiheit seien nur zu erhalten
durch eine Wirtschafts- und Gesell-
schaftsform, in der die überwiegende
Masse der Menschen — nämlich die
Arbeitnehmer — sich wirklich als Teil
des Ganzen fühlen, in der sie selbst
mitbeslimmen und Verantwortung über-
nehmen. Auch das Referat des IG-
Metall-Vorsitzenden Brenner befaßte
sich vorwiegend mit der Forderung
nach Ausweitung der Mitbestimmung.

über 40 Anträge und Entschließungen
beschäftigen sich mit den vielfältigsten
Problemen. So wird z. B. die Selbst-
verwaltung der Sozialversicherung
durch die Versicherten gefordert, die
Gewährung eines einwöchigen Bil-
dungsurlaubs pro Jahr, die Herabset-
zung des Wahlalters von 21 auf 18
Jahre, die Ablehnung jeder zusätz-
lichen Notstandsgesetzgebung, die
Vereinheitlichung der Organisation
des Schulwesens in Grundschule,
Hauptschule und Gymnasium und vie-
les mehr. Eine Initiativ-Enlschließung
wendet sich gegen die Bestrebungen
der Bundesregierung, künftige Lohn-
erhöhungen am Zuwachs des Sozial-
produkts in der Bundesrepublik zu

Zügige Zusammenfassung der Buderus-Gruppe

Geschäft mit dem „Leopards-Panzer bei Krauss-Maffei

Der Flick-Konzern ist nicht nur einer
der größten in der Bundesrepublik
überhaupt, er wächst auch weiter von
Jahr zu Jahr. Parallel dazu läuft die
„Flucht in die Anonymität“: Nachdem
die Minderheitsaktionäre rücksichtslos
herausgedrängt sind, werden Aktien-
gesellschaften in GmbH.s umgewan-
delt, die keinem Publizitätszwang un-
terliegen. Um die Umsatzsteuer zu
umgehen, schließen diese wieder Or-
ganverträge ab, denn Lieferungen zwi-
schen Organgesellschaften sind dann
von der Umsatzsteuer befreit, wenn
dem Organträger mehr als 75 Prozent
der Kapitalanteile gehören.

Das jüngste Beispiel dieses Genres ist
die „organisatorische Straffung" der
Buderus-Gruppe im Flick-Konzern. Nadi
Übernahme der staatlichen „Hessi-
schen Berg- und Hüttenwerke A. G."
waren im Sommer 1965 die hessischen
Unternehmen der Buderus’schen Eisen-
werke in Wetzlar unter der neuen
Holding-Gesellsdiaft „Hessische Ge-
sellschaft für industrielle Unterneh-
men Friedrich Flick GmbH" durch einen
Organvertrag zusammengefaßt, und
die Metallhüttenwerke Lübeck GmbH
mit den Buderus’schen Eisenwerken
verschmolzen worden.

Die Umgruppierung wurde mit einem
Angebot an die übrigen Buderus-Ak- 

tionäre abgeschlossen, zwischen einer
Barabfindung und einer Garantiedivi-
dende zu wählen. Zu bemerken ist
noch, daß diese Machtausdehnung des
Flick-Konzerns nur mit dem Einver-
ständnis der hessischen Landesregie-
rung möglich gewesen ist, der Regie-
rung eines Landes, in dessen Verfas-
sung nach wie vor der Sozialisierungs-
artikel enthalten ist.

Nun aber soll auch noch der bayrische
Teil der Buderus-Gruppe an die Kan-
dare genommen werden: Zwischen den
Buderus’schen Eisenwerken und der
Münchner Krauss-Maffei AG, auf die
der Löwenanteil der „Leopard"-Pan-
zer-Aufträge der Bundeswehr entfällt,
wird rückwirkend zum 1. Januar 1965
ein Organvertrag geschlossen. Auch
hier haben die Krauss-Maffei-Aktio-
näre nur die Wahl, künftig „Anteils-
eigner“ mit garantiertem Dividenden-
anspruch — aber ohne Rechte — zu
bleiben oder ihre Aktien gegen eine
Abfindung an Flick abzutreten.

Der nach dem zweiten Weltkrieg als
Kriegsverbrecher verurteilte Flick
scheut augenscheinlich das Licht der
Öffentlichkeit, zumindest, soweit es die
Geschäfte seines Konzerns angeht.

H. B.

orientieren. Derartige Versuche seien
geeignet, die Tarifautonomie auszu-
höhlen.

Zwei wichtige Anträge der Landes-
bezirkskonferenz haben folgenden
Wortlaut:

Ausweitung der Mitbestimmung

„Die VII. ordentliche Landesbezirks-
konferenz des DGB Rheinland-Pfalz
begrüßt die Bemühungen des DGB und
seiner Gewerkschaften um eine Aus-
weitung der qualifizierten Mitbestim-
mung auf alle Großbetriebe.

Die Delegierten bedauern die Absage
des Bundeskanzlers in seiner Regie-
rungserklärung, aus der zu entnehmen
ist, daß die Bundesregierung noch nicht
einmal bereit ist, diese Frage einer
ernsten Prüfung zu unterziehen. Wäh-
rend die Bundesregierung in ihrer
Regierungserklärung sich in den fast
überwiegenden Punkten mit Ausfüh-

rungen wie ,wir werden prüfen — wir
wollen versuchen — wir wollen ab-
warten — das Ergebnis der Ausschüsse
wird uns zeigen' — usw. nicht end-
gültig festlegen wollte, hat sie aus-
gerechnet diese für die Arbeitnehmer
wichtige Frage mit einer Handbewe-
gung vom Tisch hinwegzufegen ver-
sucht.

Die Delegierten erwarten vom Bundes-
vorstand des DGB deshalb, daß er mit
allem Nachdruck weiter für die Aus-
weitung der qualifizierten Mitbestim-
mung in allen Großbetrieben eintritt
und durch öffentliche Erklärung dafür
sorgt, daß die wissentlich falschen Dar-
stellungen von Bundesregierung, Un-
ternehmern und anderen Kreisen rich-
liggestellt werden .. “ (Auszug)

Studienkommissionen

nach Osteuropa

„Die weltweiten Bemühungen zur Ver-
ständigung der Völker in Ost und
West, besonders im wirtschaftlichen 



und kulturellen Bereich, haben zu hoff-
nungsvollen Anzeichen einer Entspan-
nung geführt.

Die Entscheidung des DGB-Bundesvor-
standes, eine Studienkommission nach
der Sowjet-Union zu senden, um die
Möglichkeiten sozialer Kontakte zwi-
schen Arbeitnehmern beider Seiten
festzustellen, ist deshalb zu begrüßen.
Die Delegierten halten jedoch die Be-
schränkung der Studienreise auf die
Sowjetunion wie auch den vorgesehe-
nen Zeitpunkt im Herbst 1966 für ver-
spätet und unzureichend. Die Entwick-
lung in den west- und osteuropäischen
Staaten macht die Aufnahme von Ver-
bindungen zu diesen Völkern im In-
teresse der Belange der Arbeitnehmer
und der gesamtdeutschen Fragen not-
wendig.

Die Landesbezirksdelegiertenkon-
ferenz fordert daher den DGB-
Bundesvorstand auf, bis zum Bun-
deskongreß Sludienkommissionen
in alle in Betracht kommenden ost-
europäischen Länder zu entsenden
mit dem Ziel, dem VII. ordentlichen
Bundeskongreß über die gesammel-
ten Erfahrungen und die sich dar-
aus ergebenden Möglichkeiten der
Kontakte zu berichten.“

Landesbexirk Hessen

Die Landesbezirkskonferenz des DGB
Hessen fand am 14. und 15. Januar in
Eltville statt. Der Landesbezirksvor-
sitzende Otto Scheugenpflug charakte-
risierte die Bundesrepublik als einen
Staat, in dem dem Gewinnstreben ein-
zelner „keine Grenzen" gesetzt sind.
Als Vertreter des DGB-Bundesvorstan-
des setzte sich Werner Hansen mit
den Plänen der Bundesregierung für
eine „formierte Gesellschaft" ausein-
ander. Hansen verwahrte sich gegen
alle Versuche der Ewiggestrigen, schon
wieder gegen oder gar ohne eine frei
und unabhängige Gewerkschaftsbewe-
gung regieren zu wollen.

Hauptredner in Hessen war Prof. Eu-
gen Kogon. Er unterstrich den An-
spruch der Gewerkschaften auf erwei-
terte Mitbestimmung. Die Konferenz
forderte die Ausweitung der gesetz-
lichen Mitbestimmung auch im Be-
triebsverfassungsgesetz, nahm Stel-
lung zur Wirtschaftspolitik und Auto-
mation sowie gegen ein Engagement
der Bundesregierung in Vietnam, for-
derte die Herausgabe einer gewerk-
schaftlichen Tageszeitung im Bundes-
gebiet, unterstützte die Bestrebungen
des DGB zur Verbesserung von Ost-
kontakten und verabschiedete folgende
Entschließung zur Notstandsgesetz-
gebung:

Kein Kompromiß in Notstandsfragen!

„Aus Presseberichten war zu entneh-
men, daß Bundesminister Lücke die
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Absicht hat, über Fragen der Not-
standsverfassung mit den Gewerk-
schaften zu sprechen.

IDie Delegierten erwarten vom
Bundesvorstand des DGB, daß er
bei diesen Besprechungen erneut
mit aller Härte den ablehnendenStandpunkt der Gewerkschaften
vertritt und sich auf keine Kompro-misse einläßt.

Die im Oktober 1965 stattgefundene
Übung des Bundesgrenzschutzes in
Hessen, die das Ziel hatte, angenom-
mene Streikversammlungen aufzulö-
sen, die im Dezember 1965 durchge-
iührten Übungen der Lahrer Bereit-
schaftspolizei in Baden-Württemberg,
die gegen angenommene bewaffnete
Demonstrationen entlassener Arbeiter
gerichtet waren, und schließlich das
ebenfalls im Dezember verhängte Ver-
bot der Fernsehsendung ,Hallo Nach-
barn' beweisen eindeutig, daß schon
jetzt — ohne zusätzliche Notstands-
gesetze — die in der Verfassung
garantierten Grundrechte in Gefahr
sind und ausgehöhlt werden.

Der DGB sollte alles tun, auf die Par-
teien dahingehend einzuwirken, daß
eineVerabschiedung der geplantenNot-
standsgesetze nicht zustande kommt
und daß sich insbesondere die in den
Gewerkschaften organisierten Bundes-
tagsabgeordneten an die DGB-Be-
schlüsse und damit an das ,Nein' der
Gewerkschaften zur geplanten Not-
standsgesetzgebung halten.“

Landesbezirk Baden-Württemberg

Die Landesbezirkskonferenz Baden-
Württemberg fand am 28. und 29. Ja-
nuar in Sindelfingen statt. Das Haupt-
referat hielt derDGB-Vorsitzende Lud-
wig Rosenberg. Er registrierte eine
„zunehmende Wiederbelebung jener
Kräfte", die den Neuaufbau nach 1945
in einen tatsächlichen Wiederaufbau
der alten, überlebten Gesellschaft um-
lenken wollten. Rosenberg betonte:
„Die gleichen Leute, die damals sich
sogar unaufgefordert für die Soziali-
sierung der Großbetriebe ausgespro-
chen haben, bekämpfen heute Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer als
Verrat am Wirtschaftssystem und an
der demokratischen Ordnung.“

Der Landesbezirksvorsitzende Eugen
Loderer begründete die Fortsetzung
der aktiven Lohnpolitik, wie sie im
Grundsatzprogramm des DGB fest-
gelegt sei, mit dem Hinweis auf die
steigenden Preise und als Antwort auf
die ungerechte Einkommens- und Ver-
mögensverteilung in der Bundesrepu-
blik.

Auf dieser Konferenz wurden ca. 90
Anträge und Entschließungen beraten,
die sich u. a. mit folgenden Problemen 

beschäftigen: Neben der Ausweitung
der qualifizierten Mitbestimmung wird
die Umwandlung der Industrie- und
Handelskammern in paritätisch besetz-
te Wirtschaftskammern gefordert. Wei-
ter wird die Durchführung von Anti-
Kriegstagen, die Aufnahme von Ost-
kontakten, die Ablehnung jeglicher
Notstandsgesetzgebung und die Her-
ausgabe einer gewerkschaftseigenen
Tageszeitung gefordert. Weitere An-
träge fordern Maßnahmen gegen die
Preistreiberei, wenden sich gegen Re-
gierungsschuldverschreibungen an die
Sozialversicherung und kritisieren die
sogenannte Vermögensbildung der Ar-
beitnehmer, wie sie in dem 312-DM-
Gesetz enthalten ist, als eine Maß-
nahme, die „nicht mehr als eine Spar-
förderungsmaßnahme" ist. Die Dele-
gierten wenden sich weiter gegen jeg-
lichen Mißbrauch der politischen Straf-
justiz.

Weitere Konferenzen

Weitere Landesbezirkskonferenzen fan-
den am 14. und 15. Januar in Göttin-
gen (Niedersachsen), am 21. und 22. 1.
in Cuxhaven (Nordmark), am 25. 1. in
Westberlin, am 30. 1. 19GG in Neuen-
kirchen (Saar) und am 28 und 29. Ok-
tober 1965 in Duisburg (Nordrhein-
Westfalen) statt. In Göttingen sprach
der stellvertretende DGB-Vorsitzende
Bernhard Tacke zu Fragen gewerk-
schaftlicher Tarifpolitik.

Auf dieser Konferenz machten sich
auch Bemühungen zur Auflocke-
rung der Anti-Notsiands-Haltung
der Gewerkschaften sichtbar. In
einer Entschließung heißt es, die
Gewerkschaften sollten nicht ein-
fach „Nein" zu den Notstands-
gesetzen sagen, sondern vielmehr
am Gesetzgebungsprozeß milwir-
ken. Sie sollten alle zur Verfügung
stehenden legalen Mittel zur Ver-
hinderung der Notstandsgesetze
einsetzen.

Im übrigen wurde auch auf diesen
Konferenzen der gleiche Themenkreis
behandelt wie auf den vorgenannten.
Nur auf der Landesbezirkskonferenz
Nordrhein-Westfalen beschäftigte man
sich fast ausschließlich mit Fragen
regionaler Strukturpolitik. Auf dieser
Konferenz wurden auch keine Anträge
zu aktuellen politischen Fragen ange-
nommen.

So kann man insgesamt die Beschlüsse
der 9 Landesbezirkskonferenzen des
DGB als Wegweiser zu den politischen
Schwerpunkten des 7. ordentlichen
DGB-Bundeskongresses betrachten. Die
Beschlüsse dieser Konferenzen machen
den Willen der Mitgliedschaft deutlich,
zu allen wichtigen Lebensfragen Stel-
lung zu beziehen. Der DGB-Bundes-
kongreß ist gut beraten, wenn er die
Entscheidungen dieser Tagungen ge-
bührend berücksichtigt. Czymek



IG Bergbau „klar zum Gefecht“

Bisher größte Protestaktion gegen Zechensterben

„Gemeineigentum verhindert Zechenstillegungen"

Die Bergarbeitersladt Gelsenkirchen erlebte die bisher größte Protestaktion der
Ruhrkumpel gegen das Zechensterben. Mehr als 15 000 Menschen waren einer
Aufforderung der IG Bergbau und Energie gefolgt, um gegen den Beschluß der
Deutschen Erdöl AG zu protestieren, die Schachtanlagen „Bismarck" 1/4, „Bis-
marck" 2/6/9 und „Bismarck" 7/8 zum 30. September stillzulegen.

Unter den Kundgebungsteilnehmem
befanden sich nicht nur die Bergarbei-
ter und ihre Familienangehörigen, son-
dern auch die Repräsentanten von Rat
und Verwaltung der Stadt Gelsenkir-
chen, Bundes- und Landtagsabgeord-
nete, Geistliche beider Konfessionen,
Angehörige der evangelischen und
katholischen Arbeiterbewegung, Ärzte,
Abordnungen der Nachbarschacht-
anlagen, Mitglieder der verschiedenen
Industriegewerkschaften und Vertre-
ter des gewerblichen Mittelstandes.

Unter dumpfem Trommelwirbel und
angeführt von einem Block von zwei-
hundert schwarzen Fahnen, zog der
kilomeierlange Demonstrationszug
durch den Stadtteil Erle. Die schwar-
zen Fahnen der Not wehten auch von
den Häusern und Geschäftspassagen
entlang des Marschweges.

Auf den mitgeführten Transparen-
ten hieß es: „Schluß mit den Ze-
chenstillegungen", „Gelsenkirchen
darf kein Armenhaus werden",
„Wir fordern die Zurücknahme der
Stillegungsanmeldung", „Sorgt für
unsere Frauen und Kinder“, „1946
Wirtschaft angekurbelt — 1966
kein sicherer Arbeitsplatz mehr"
und „Gemeineigentum verhindert
Zechenslillegung".

IGBE-Vorsilzendcr Waller Arendt, der
zu den Teilnehmern der anschließen-
den Protestkundgebung sprach, sagte,
heute stehe man vor den Trümmern
einer total verkorksten Energiepolitik.
Rund 60 Zechen seien geschlossen oder
zur Stillegung angemeldet worden,
ohne daß sich an der schwierigen Lage
der Kohle auch nur das geringste ge-
ändert habe. „1945, da war der Berg-
mann ein verhätschelter Mann. Da
nannte man ihn den Aristokraten un-
ter den Arbeitern. Heute möchte man
ihm am liebsten in den Hintern treten.“

Zu minutenlangen Tumulten kam es,
als Arendt an das Wahlversprechen
von Bundeskanzler Erhard erinnerte,
dem Bergbau eine Jahresförderung von
140 Millionen Tonnen zu erhalten. Die
empörte Menge rief: „Abtreten!",
„Fort mit Erhard!" und „Jagt den
Bundeskanzler auf die Kohlenhalden!"
Walter Arendt warnte die Verantwort-
lichen in Bonn und Essen. Sie müßten
endlich etwas tun, damit der katastro-
phalen Entwicklung am Energiemarkt
ein Ende gesetzt werde. Die IGBE sei
nicht länger gewillt zuzusehen, wie 

die Folgen der Kohlenkrise auf die
Bergarbeiterschaft abgewälzt würden.
Die Gewerkschaft werde alle Anstren-
gungen unternehmen, um politische
Entscheidungen zur Erhaltung des
Bergbaus herbeizuführen. Stürmischer
Beifall brauste auf, als Arendt seine
Rede mit den Worten schloß: „Wir
sind klar zum Gefecht."

Dutzende von Transparenten mit der
Losung: „Wir stehen zur IG Bergbau"
unterstrichen die Entschlossenheit der
„Bismarck"-Kumpel, den Kampf um
die Verteidigung der Arbeitsplätze
aufzunehmen.

Von der geplanten Stillegung werden
rund 6800 Bergarbeiter und Bergbau-
angestellte betroffen. Direkt oder in-
direkt sind von den „Bismarck"-
Schächten insgesamt etwa 65 000 Men-
schen abhängig, deren wirtschaftliche
Existenz nun aufs schwerste gefährdet
ist. Vier Stadtteilen in Gelsenkirchen
droht das wirtschaftliche Todesurteil,
da Ersatzindustrien fehlen. B.

Das wahre Gesicht

Während 15 000 Kumpels in Gelsen-
kirchen mit Transparenten und schwar-
zen Fahnen gegen die Schließung der
Zeche „Graf Bismarck" protestierten,
wurden auf der Krupp-Zeche Rossen-
ray, eine der modernsten Schachtanla-
gen in der Bundesrepublik, 16 Berg-
arbeiter durch eine Schlagwetterexplo-
sion getötet.

Die Umstände, die zu diesem furcht-
baren Unglück geführt haben, veran-
laßten den parlamentarischen Unter-
suchungsausschuß für Grubensicherheit
in Nordrhein-Westfalen, schwere Vor-
würfe gegen die Grubenleitung zu er-
heben. Der Untersuchungsausschuß be-
anstandete die mangelnden Sicherheits-
vorkehrungen der Zeche, die zweifellos
auf das Konto der Zechenverwaltung
gehen.

Aber das ist das wahre Gesicht der
bundesdeutschen Wirtschaftspolitik:
Dort, wo die Zechen nach kapitalisti-
schen Vorstellungen nicht mehr ren-
tabel genug sind, werden Tausende von
Bergarbeitern auf die Straße geworfen,
und wo es sich für die Zechenherren
noch lohnt, geht der Profit vor Gru-
bensicherheit. Das Resultat sind 16 tote
Kumpel. okolus

Neuer Bonner Schrumpfungs-Plan

Infolge des Unvermögens der Bundes-
regierung, eine nationale Energiepolitik
zur Erhaltung der Kohle zu betreiben,
steht im westdeutschen Steinkohlen-
bergbau eine neue StiUegungswelle
bevor, die ihren Anfang mit der ange-
kündigten Schließung der Graf-Bis-
marck-Schächte in Gelsenkirchen ge-
nommen hat und deren Ausmaß alles
bisher Dagewesene übertreffen dürfte.
Der in Bonn erörterte Plan, dem Berg-
bau eine Rationalisierungsanleihe von
1,5  Mrd. DM zu gewähren, geht näm-
lich davon aus, mit einem erheblichen
Teil der gegenwärtigen Förderkapazi-
täten Schluß zu machen. Nach den jetzt
bekanntgewordenen Vorstellungen des
Bundeswirtschaftsministeriums sollen
im Rahmen einer sogenannten Auffang-
gesellschaft Kapazitäten in einer Grö-
ßenordnung von 50 Millionen Jahres-
tonnen stillgelegt werden.

Entsprechend der Faustregel, daß auf
je eine Schachtanlage eine Förderung
von einer Million Tonnen kommt,
würde das die Stillegung von etwa 50
heute noch fördernden Zechen bedeu-
ten. Die Bergbauunternehmer scheinen
mit dem Bonner Schrumpfungs-Plan
einverstanden zu sein, ließen sie —
trotz ihres Einwandes, nicht als Schuld-
ner der Anleihe auftreten zu können —
doch erklären, daß man in der Bereit-
stellung von 1,5 Mrd. DM eine „will-
kommene Manövriermasse" sehe.

Die vorgesehene Auffanggesellschaft
bedeutet also keine Hilfe für die Kohle
und ist lediglich die Neuauflage des
berüchtigten Rationalisierungsverban-
des, der sich in der Praxis als „Zechen-
beerdigungsinstitut" entpuppt hat. Der
einzige Unterschied ist der, daß die
Stillegungsprämie von 25 auf minde-
stens 40 DM pro Tonne vernichteter
Kapazität erhöht werden soll. Hierin
wittern die Konzernherren eineChance,
aus Zechenstillegungen das Geschäft
ihres Lebens zu tätigen.

Die Schließung von mehr als 40
Schachtanlagen hat zwar den Berg-
bauunternehmern zusätzliche Pro-
fite gebracht, die auch prompt ins
lukrative Erdöl-und Erdgasgeschäit
gesteckt wurden, an der Lage der
Kohle jedoch nicht das geringste
geändert. Im Gegenteil! Die Krise
steuert einem neuen Höhepunkt
entgegen.

Was der Steinkohlenbergbau braucht,
sind nicht Gesundschrumpfungsaktio-
nen zu Gunsten der Großaktionäre,
sondern energiepolitische Entscheidun-
gen der Bundesregierung, die darauf
abzielen, eine Jahresförderung von 140
Millionen Tonnen zu garantieren. Nur
eine solche Fördermenge bietet die
Gewähr dafür, daß der Energiemarkt
nicht vollends unter die Kontrolle und
damit unter ein mögliches Preisdiktat
der internationalen Ölmonopole gerat.
Ganz zu schwelgen von der Verpflich-
tung der Bundesregierung, den arbei-
tenden Menschen in den Kohlerevie-
ren ein Mindetmaß an sozialer Sicher-
heit zu gewährleisten. —ner
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Gewerkschaften fordern Bildungsurlaub

Arbeitnehmer müssen sich ständig fortbilden können

Gewerkschaft Textil - Bekleidung macht den Anfang

In der gewerkschaftlichen Tarifpolitik ist ein neuer Begriff aufgetaucht: der
Bildungsurlaub. Zum ersten Mal wurde jetzt von der IG Textil — Bekleidung im
Rahmen ihrer bevorstehenden Tarifbewegung ein 15tägiger Bildungsurlaub
gefordert. Andere Gewerkschaften haben auf ihren letzten Gewerkschaftstagen
ebenfalls in Beschlüssen die Gewährung eines zusätzlichen Bildungsurlaubs für
die Arbeitnehmer verlangt. Auf das Verhandlungsergebnis der IG Textil —
Bekleidung, die dieses „Neuland" nun betreten hat, darf man gespannt sein.

Bislang war vom Bildungsurlaub nur
sehr allgemein gesprochen worden. In
den Entschließungen der Gewerk-
schaftstage und auch im DGB-Grund-
satzprogramm sowie im Aktionspro-
gramm war lediglich die Forderung
nach einem bezahlten Bildungsurlaub
erhoben worden, ohne bereits Anhalts-
punkte etwa für die Dauer zu geben.
So sagt das Aktionsprogramm dazu:

Die Erwachsenenbildung ist stärker zu
fördern. Der zweite, berufsbezogene
Bildungsweg ist auszubauen. Ein zu-
sätzlicher bezahlter Bildungsurlaub ist
einzuführen.“

Die IG Textil — Bekleidung hat
nunmehr die Konkretisierung vor-
genommen, indem sie für die Be-
schäftigten in der Bekleidungsindu-
strie die Tarifierung eines Bildungs-
urlaubs von 15tägiger Dauer ver-
langt hat, der zusätzlich zum Er-
holungsurlaub gewährt und wie
ser bezahlt werden soll.

Die Dauer von 15 Tagen entspricht zu-
gleich auch der gesetzlichen Mindest-
dauer für Erholungsurlaub. Die Ge-
werkschaft erklärt dazu, daß sie die-
sen Urlaub keineswegs Jahr für Jahr
für alle Beschäftigten anstrebt. Die
Gewerkschaft sehe die Verpflichtung
aus diesem angestrebten Tarifvertrag
durch die Unternehmer als erfüllt an,
wenn pro Jahr 10 Prozent der Beschäf-
tigten von dem Bildungsurlaub Ge-
brauch gemacht haben.

Wer von den Arbeitnehmern Bildungs-
urlaub in Anspruch nehmen will, soll
ihn zum Besuch von Veranstaltungen
und Kursen berufsfördernder Thematik
sowie mit staatsbürgerkundlichem, so-
zial-, wirtschafts- und gesellschafts-
politischem Programm verwenden. Für
die Bildungsträger ist eine freie Wahl
des Arbeitnehmers unter den aner-
kannten Schulungsmöglichkeiten vor-
gesehen.

Die Gewerkschaften haben für ihr Ver-
langen nach bezahltem Bildungsurlaub
gute Gründe. In einem Interview der
„Welt der Arbeit" vom 31. 12. 1965
mit dem stellvertretenden DGB-Vor-
sitzenden Bernhard Tacke bezeichnete
dieser den bezahlten Bildungsurlaub 

als das Hauptziel der Tarifpolitik für
1966. Tacke sagte:

„Sehr viele Arbeitnehmer verwenden
ihre Freizeit und sogar ihren tarif-
lichen Urlaub dazu, sich, weiterzubil-
den. Es ist aber nicht zu vertreten, daß
der Erholungsurlaub dafür verwandt
wird. Längst ist erkannt worden, daß
in der Bildungsarbeit die größeren Er-
folge erreicht werden, wenn sie in
Kursen und seminaristischer Form
geleistet wird.“

Es ist nicht unbekannt, daß auf dem
Sektor der Bildungspolitik in der Bun-
desrepublik ein ausgesprochener Not-
stand herrscht. Die Allgemeinbildung
vieler Menschen, insbesondere ihr
staatsbürgerliches und gesellschafts-
kundliches Wissen, stehen in keinem
Verhältnis zu den Anforderungen, die
das Leben stellt. Die technische Ent-
wicklung der Industrie erfordert von
jedem Berufstätigen eine immer grö-
ßere Qualifikation. Sowohl um den
Anforderungen der Wirtschaft zu ge-
nügen, als auch um ein menschenwür-
diges Dasein führen zu können, muß
den berufstätigen Arbeitern, Ange-
stellten und Beamten eine permanente
Fortbildungsmöglichkeit gegeben sein.

Daß gerade die Gewerkschaften dieses
Problem aufgreifen und hartnäckig
verfolgen, beweist — wie so häufig —,
daß ganz offensichtlich sie die größere
gesellschaftliche Verantwortung aufzu-
bringen imstande sind. Es ist bezeich-
nend, daß der Bildungsurlaub gegen
den Widerstand der Unternehmermehr-
heit durchgeselzt werden muß, ob-
gleich es letztlich die Arbeitgeber
sind, die nach qualifizierteren Arbeits-
kräften rufen. Darum wird es auch
notwendig sein, daß sich die Gewerk-
schaften einen bestimmenden Einfluß
auf die Erwachsenenbildung sichern.
Sie wissen aufgrund ihrer nunmehr
schon ein Jahrhundert währenden In-
teressenvertretung der Arbeitnehmer-
schaft am besten, worauf es dabei an-
kommt. Und sie bringen auch das not-
wenige Verantwortungsbewußtsein
mit, um das Richtige zu tun.

Wenn jetzt die IG Textil—Bekleidung
daran geht, den ersten Schritt zur
Realisierung einer Forderung des Ak-
tionsprogramms zu tun, so befindet sie
sidi damit gleichzeitig im Einverneh-
men mit der UNESCO und der Inter-

nationalen Arbeitsorganisation der
UNO. Beide Organisationen haben den
Bildungsurlaub für die Arbeitnehmer
als notwendig anerkannt und ihren
Mitgliedstaaten die Verwirklichung
empfohlen.

Der moralische Rückhalt für die Ge-
werksdiafter, den Bildungsurlaub zu
erkämpfen, ist offensichtlich stark.
Auch von der materiellen Seite her
können die Unternehmer kaum mit
glaubwürdigen Argumenten operieren,
denn die IG Textil — Bekleidung hat
errechnet, daß der Aufwand für die
Gewährung eines 15tägigen Bildungs-
urlaubs nur knapp 0,5 Prozent der
Lohnsumme ausmachen würde. Da die
Bekleidungsindustrie zu den lohn-
intensiven Wirtschaftszweigen zählt,
dürfte die entsprediende Belastung in
anderen Branchen noch geringer sein.
Es bestehen also alle Voraussetzun-
gen, um den Bildungsurlaub für mög-
lichst viele Arbeiter, Angestellte und
Beamte zu realisieren. Und es muß
dazu noch gesagt werden, daß es dabei
nicht allein um ideelle Werte für den
einzelnen geht; denn letztlich zahlt
sich größeres Wissen durch höheres
Einkommen wieder aus. K. Kilian

Beim Streik — maßgehalfen

Die Arbeiterschaft in der Bundesrepu-
blik und ihre Gewerkschaften haben,
wie eine Statistik über Streik und Aus-
sperrung zwischen den Jahren 1955
und 1964 zeigt, den Streik im Lohn-
kampf äußerst maßvoll angewandt.
Daß gleichzeitig auch der sogenannte
wilde Streik, wie die von den Gewerk-
schaften nicht sanktionierte Arbeits-
niederlegung in bewußt abwertender
Weise genannt wird, nur selten in der
Bundesrepublik praktiziert wurde,
zeigt gleichzeitig, wie diszipliniert sich
die Arbeitnehmer in den Jahren des
Wiederaufbaues verhalten haben.

Daß in den anderen Industrielän-
dern die Arbeiterschaft entschiede-
ner auftrumpfte, wenn es um die
Vertretung ihrer Interessen ging,
geht ebenfalls aus der Statistik her-
vor. So wurden in den zehn Jahren
zwischen 1955 und 1964 in den USA
je 1000 Beschäftigten 10 585 ver-
lorene Arbeitstage gezählt, in Ita-
lien 7727, in Frankreich 3416, in
Japan 3250 und in England 2905. In
der Bundesrepublik waren es ganze
537 verlorene Arbeitstage durch
Streik auf 1000 Beschäftigte.

Die überraschende Verständigung der
IG Metall mit den Unternehmern in
der Metallindustrie, für die die IG
Metall den Preis einer weiteren Ver-
schiebung der Arbeitszeitverkürzung
bezahlt hat, läßt vermuten, daß die
Gewerkschaften in der Bundesrepublik
die vorsichtige Anwendung des „Streiks
als letzte Waffe" wie bisher praktizie-
ren werden. sr
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Ungleiche Besteuerung

Umsatz- und Verbrauchssteuern decken halben Sfaatsefat

Unsoziale Belastung der Lohn- und Gehaltsempfänger

Aus einer im Bulletin der Bundesregierung veröffentlichten Übersicht des Finanz-
ministeriums über die Steuereinnahmen 1965 geht hervor, daß die Steuer-
belastung der Rentner und der Lohn- und Gehaltsempfänger ■weiter ansteigt,
während das Aufkommen aus der Körperschaftssteuer, der Einkommensteuer
sowie der anderen Sleuerarlen, die Besitz und Vermögen betreffen, absinkt.

Den höchsten Einnahmezuwachs brach-
te die Umsatzsteuer. 51 Prozent der
Steuereinnahmen von Bund und Län-
dern stammen aus Umsatz- und Ver-
brauchssteuer. Im Rechnungsjahr 1965
stiegen Umsatzsteuer und die Umsatz-
ausgleichssteuer — das ist die Steuer,
die bei der Einfuhr von Waren erhoben
wird — um 10,4 Prozent.

Beide Steuerarten trugen mit über
24 Milliarden DM fast 42 Prozent
der gesamten Bundeseinnahmen.
Vor allem durch die hohen Preis-
steigerungen des vergangenen Jah-
res erzielte das Bundesfinanzmini-
sterium 2,3 Milliarden DM mehr als
im Jahre 1964, und das ist weit
mehr als die gesamte Vermögens-
steuer.

Die ertragreichsten Verbrauchssteuern
ergaben sich aus dem Mineralölver-
brauch. Die hier erzielten Steuerein-
nahmen betrugen fast 7,5 Milliarden
DM, das sind 22,5 Prozent mehr als im
Jahre 1964 und die Kraftfahrzeug-
steuer, die den Ländern 2,6 Milliarden
DM mehr einbrachte. Beide Steuern
zusammen machen über zehn Prozent
der Gesamteinnahmen aus.

In welchem Maße die Verbrauchs-
steuern die Lebenshaltung verteuern,
wird am Beispiel des Steueranteils für
die sogenannten Genußmittel deutlich.
Von jeder ausgegebenen Mark ent-
fallen auf Verbraudissteuern bei

Tabakwaren 52 Pfennig
Kaffee 27 Pfennig
Spirituosen 50 Pfennig
Tee 15 Pfennig

Sekt 15 Pfennig
Bier 10 Pfennig

Allein die Tabaksteuer betrug 1965
rund 4,7 Milliarden DM.

Der Anteil der Lohnsteuer, die den
Arbeitern, Angestellten und Beamten
schon vor der Auszahlung ihrer Ver-
dienste aus der Lohntüte genommen
wird, deckte mit 16,738 Milliarden DM
rund 18,5 Prozent der Einnahmen von
Bund und Ländern. Ihr Aufkommen
erhöhte sich gegenüber 1964 um 4,65
Prozent oder 760 Millionen DM. Dem-
gegenüber betrug die Einkommens-
steuer der sogenannten Selbständigen,
dazu zählen steuerlich neben den Un-
ternehmern und Großkaufleuten auch
die Angehörigen der freien Berufe,
14,8 Milliarden DM. Das waren fünf
Prozent mehr als im Jahre 1964, oder
in DM ausgedrückt, 699,5 Millionen.
Der Anteil der Selbständigen an den
Steuereinnahmen von Bund und Län-
dern betrug dabei 16,3 Prozent.

Die Übersicht des Finanzministeriums
über die Steuereinnahmen zeigt sehr
deutlich den sozialreaktionären Cha-
rakter der Steuergesetzgebung und die
unsoziale Belastung der Lohn- und Ge-
haltsempfänger sowie der Rentner.

Auch hier liegen zweifellos wichtige
Aufgaben der Gewerkschaften, denn
es ist durchaus zu befürchten, daß die
Bundesregierung nicht nur darauf ver-
zichtet, eine gerechtere Verteilung der
Steuerlasten vorzunehmen, sondern im
Zuge der Finanzreform der arbeiten-
den Bevölkerung neue Steuern auf-
bürden will. Dr. T.

Verbesserung des Mufterschutzrechts

Nicht alle Gewerkschaftsforderungen berücksichtigt

Jetzt Rechtsanspruch auf Entbindung in der Klinik

Seit dem 1. Januar 1966 ist das in
wesentlichen Punkten ergänzte und
verbesserte Mutierschutzgesetz in
Kraft. Das Gesetz ist das Ergebnis
jahrelanger Initiativen des DGB und
seiner Gewerkschaften. Obgleich der
Gesetzgeber nicht alle Gewerkschafts-
forderungen berücksichtigt hat, ent-
hält das Gesetz wesentliche Verbesse-
rungen des Mutterschutzrechtes, die in
folgenden Punkten bestehen:

■ Die Einführung einer neuen Vor-
schrift über die Gestaltung des Arbeits-
platzes. Diese lehnt sich an die bereits
bestehende Vorschrift in § 40 Abs. 1
JArbSchG an. Sie enthält Gebote an
den Arbeitgeber, wie der Arbeitsplatz
einer werdenden oder stillenden Mut-
ter beschaffen sein soll.

■ Die Ausdehnung der Beschäftigungs-
verbote auf mit großem Betriebslärm
verbundene Arbeiten.

■ Das Höchstgewicht ist bei regel-
mäßigen Lasten auf 5 kg, bei gelegent-
lichen Lasten auf 10 kg begrenzt wor-
den, wenn diese Lasten ohne mecha-
nische Hilfsmittel von Hand gehoben,
bewegt oder befördert werden.

■ Das grundsätzliche Verbot der Be-
schäftigung werdender Mütter mit Ak-
kordarbeit und sonstigen Arbeiten,
bei denen durch ein gesteigertes Ar-
beitstempo ein höheres Entgelt erzielt
werden kann, sowie Fließarbeit bei
vorgeschriebenem Arbeitstempo.

■ Die Ausdehnung der Schutzfrist
vor der Niederkunft für Mütter mit
Familienhaushalt von bisher 4 auf
6 Wochen. Die generelle Verlängerung
der Schutzfrist für alle werdenden Müt-
ter wurde vom Gesetzgeber abgelehnt.

■ Die Verlängerung des Beschäfti-
gungsverbotes für Wöchnerinnen von
6 auf 8 Wochen nach der Niederkunft,
für Mütter nach Früh- und Mehrlings-
geburten auf 12 Wochen, unter Weg-
fall der bisherigen Sonderregelung für
stillende Mütter.

■ Die Verlängerung der Anzeigefrist
von bisher 1 Woche auf 2 Wochen nach
Zugang der Kündigung.

■ Die Mitteilungspflicht des Arbeit-
gebers an die Aufsichtsbehörde, wenn
eine schwangere Frau selbst kündigt.

■ Die Erhaltung von Rechten aus dem
Arbeitsverhältnis. Mit dieser Vor-
schrift wird den Frauen das Recht ein-
geräumt, ohne Rücksicht auf beste-
hende Kündigungsfristen das Arbeits-
verhältnis einseitig zum Ende der
Schutzfrist nach der Entbindung zu
lösen. Wird diese Frau innerhalb eines
Jahres nach der Entbindung in ihrem
bisherigen Betrieb wieder eingestellt,
so leben die Rechte aus dem alten
Arbeitsverhältnis wieder auf.

■ Außerdem wurden die Leistungen
der Mutterschaftshilfe derart verbes-
sert, daß nunmehr Anspruch auf Vor-
sorgeuntersuchung besteht und die
werdende Mutter einen Rechtsanspruch
auf Klinikentbindung hat.

Der ursprüngliche Gesetzestext sah
weiterhin die Zahlung einer einmaligen
Pauschale für die Überwachung bei der
Geburt sowie die Zahlung eines Mut-
terschaftsgeldes in Höhe von 150 DM
als einmalige Leistung vor. Diese Be-
stimmungen fielen um die Jahres-
wende jedoch dem Haushaltssiche-
rungsgesetz zum Opfer, mit dem die
Bundesregierung und die Mehrheit
des Parlaments bekanntlich die Wahl-
geschenke wieder rückgängig gemacht
haben. Voraussichtlich werden diese
Leistungen erst ab 1967 gewährt. Der
DGB hat die unvollkommene Verbes-
serung des Mutterschutzgesetzes kriti-
siert und seine Forderungen, insbeson-
dere die generelle Ausdehnung der
Schutzfrist vor der Niederkunft erneut
bekräftigt.
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Sozialversicherung in Gefahr

Bundesregierung greift nach den Versicherungsgeldern

Plan der Kostenbeteiligung spukt noch immer in Bonn

Der Regierungskoalition in Bonn ist die gesetzliche Sozialversicherung offenbar
ein Dorn im Auge. Dafür gibt es im Verlauf der 16jährigen CDU/CSU-Herrschaft
zahlreiche Beispiele. Schon um die Jahrhundertwende hatte das deutsche Besitz-
bürgertum gehofft, mit der von Bismarck eingeführten gesetzlichen Kranken-,
Renten- und Unfallversicherung der immer stärker werdenden deutschen Arbei-
terbewegung das Wasser abgraben zu können. Doch das war eine Fehlkalku-
lation. Die Arbeiterbewegung sah mit Recht in der gesetzlichen Sozialversiche-
rung und der in ihr praktizierten solidarischen Hilfsgemeinschaft aller Arbeiter
und Angestellten die bedeutendste Errungenschaft ihres Kampfes um soziale
Sicherheit.

Die Konzernherren in der Bundesrepu-
blik und ihre Bonner Regierungspar-
teien sind schon seit langem zum An-
griff auf die gesetzliche Sozialversiche-
rung, ihrer Rechte, Leistungen und fi-
nanziellen Grundlagen übergegangen.
Das bevorzugte Ziel ihres Angriffes ist
dabei das der Sozialversicherung zu-
grunde liegende Prinzip der Solidari-
tät, das sie durch eine weitgehende
Individualisierung der Leistungen (wie
ihnen das in der Rentenversicherung
schon gelungen ist!) durch „Selbstvor-
sorge" und direkte Kostenbeteiligung
zu ersetzen trachten.

In diesem Zusammenhang sei an die
Denkschrift der Bundesvereinigung
Deutscher Arbeitgeberverbände (BDA)
zu Problemen der Sozialpolitik, in
der diese Ziele zum erstenmal offen
proklamiert wurden, erinnert. Es kenn-
zeichnet die Funktion der CDU/CSU
als Partei des Monopolkapitals, wenn
sich in den sogenannten „99 Thesen
des CDU/CSU-Wirtschaftstages" und
in den „12 Thesen einer formierten
Gesellschaft" die von den Unterneh-
merverbänden schon 1956 veröffent-
lichten Ziele exakt wiederfinden.

So heißt es in der 9. These zur for-
mierten Gesellschaft, in ihr „soll der
einzelne Mensch seine private Initia-
tive gerade auch in der Selbstvorsorge
für die Wechselfälle des menschlichen
Lebens wie Krankheit, Unfall, Arbeits-
losigkeit, Arbeitsunfähigkeit im Alter
(Invalidität) usw., frei entfalten“. Und
in der These 62 des CDU/CSU-Wirt-
schaftstages: „Es ist eine Form der
Selbstbeteiligung einzuführen, bei der
der Versicherte bei jeder Behandlung
ein individuelles Kosteninteresse hat."

Das zeigt deutlich die sozialreaktio-
näre Einstellung der CDU/CSU, die
sich an den Kranken, den Alten,
den Familien mit Kindern schadlos
halten will! Die Kostenbeteiligung
in der sozialenKrankenversicherung
ist ihr nächstes Etappenziel in dem
weitgesteckten Angriff gegen die
solidarische Sozialversicherung, das
nach der Bundestagswahl mit vari-
ierten Methoden angesteuert wird.

Mit der Individualisierung der Lei-
stungen und der Durchsetzung des
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Prinzips der individuellen Selbstvor-
sorge und Kostenbeteiligung werden
aber noch andere Ziele verfolgt: Eine
weitere Belebung der ohnehin schon
blühenden Geschäfte der privaten Ver-
sicherungswirtschaft und der Abbau
der Staatszuschüsse zur Sozialversiche-
rung. Dazu heißt es in der These 61
des CDU/CSU-Wirtschaftstages: „Auf
lange Sicht sollte angestrebt werden,
daß sich die Rentenversicherung im-
mer mehr selbst tragen kann."

Im Zeichen der Bonner „Sparmaßnah-
men" hat Finanzminister Dahlgrün
diese Forderung erneut als Programm-
punkt der Erhard-Regierung heraus-
gestellt. Sein für die Sozialpolitik ver-
antwortlicher Ministerkollege Katzer
hat zugleich eine Erhöhung der Sozial-
versicherungsbeiträge angekündigt.
Mit der neuen Pflegesatzverordnung
soll bereits die Finanzierung der
Krankenhäuser voll auf die Kranken-
kassen abgewälzt und jeder Zuschuß
des Staates (hier vor allem der Länder
und Gemeinden) eingestellt werden!

Die Bundeszuschüsse zur Rentenver-
sicherung sind zwar in den letzten Jah-
ren entsprechend der noch gültigen
gesetzlichen Vorschriften absolut ge-
stiegen. Aber erstens erhalten die Trä-
ger der Rentenversicherung davon
einen Teil nur noch als Bundesschuld-
verschreibungen (vom Bund der Steuer-
zahler treffend als „Zwangsanleihe"
bezeichnet). Zweitens ist der Anteil
des Staates an den Rentenausgaben
von 30,3 Prozent 1961 auf 22 Prozent
heute zurückgegangen. Und drittens
wird die Sozialversicherung anderer-
seits als billige Kapitalsammelstelle
von der Monopolwirtschaft und dem
Staat in der Bundesrepublik miß-
braucht. Ganz offen bekannte das die
Bundesbank in ihrem Monatsbericht
vom März 1959: „Die Sozialversiche-
rungen und Arbeitslosenversicherung
gehörten in den vergangenen Jahren
zu den wichtigsten Kapitalsammel-
stellen."

Bis zum Dezember 1933 galt in der
deutschen Rentenversicherung dasUm-
lageverfahren. Das heißt, die Aus-
gaben wurden direkt aus den Einnah-
men gedeckt. Größere Kapitalreserven
brauchten nicht gebildet zu werden.

Doch die Hitlerregierung stellte die
Rentenversicherung auf das Kapital-
und Anwartschaftsverfahren um. Zu
welchem Zweck, ist heute allgemein
bekannt: Während der NS-Herrschaft
sind 30,5 Milliarden RM Sozialversiche-
rungs-Beiträge und Rücklagen direkt
in die Rüstung geflossen. In der So-
zialversicherung der DDR ist man wie-
der zum Umlageverfahren der Wei-
marer Republik zurückgekehrt. Der
Bonner Staat hat auch auf diesem Ge-
biet die „Rechtsnachfolge" des Hitler-
reiches angetreten.

Die Ergebnisse sprechen für sich:
Von 1949 bis zum 30. Juni 1964
sind die Rücklagen der Sozialver-
sicherung (Kranken-, Renten-, Un-
fall- und Arbeitslosenversicherung)
von 1,9 Milliarden DM auf 34,5 Mil-
liarden DM angestiegen. Sie haben
sich allein seit 1957 (17,1 Milliarden
DM) fast verdoppelt. Von den am
30. Juni 1964 vorhandenen Gesamt-
rücklagen der Sozialversicherung
entfielen 85,5 Prozent allein auf die
Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung. Inzwischen ist aber in diesen
beiden Versicherungszweigen das
Vermögen erneut um rund 3 Mil-
liarden DM angewachsen!

1949 waren noch 59,8 Prozent aller
Rücklagen Einlagen und Barmittel. Der
Anteil langfristiger Anlagen, Wert-
papiere, Schuldbuchforderungen und
Darlehen betrug 23,6 Prozent, hat sich
aber bis zum 30. Juni 1964 auf 63,5 Pro-
zent erhöht! Uber mehr als 10,6 Mil-
liarden DM des Vermögens der Ren-
ten-, Arbeitslosen- und Krankenversi-
cherung befanden sich zu diesem Zeit-
punkt in der Verfügung des Staates
und seiner Unternehmungen (Bund,
Länder, Gemeinden, Bundesbahn, Post,
öffentliche Unternehmungen). Allein
die mittels Schuldbuchforderungen des
Bundes in Anspruch genommenen Mit-
tel dieser drei Versicherungszweige
sind von nicht ganz 945 Millionen DM
Ende 1956 auf mehr als 4,5 Milliarden
DM heute mehr als um das Dreiein-
halbfache angestiegen!

Uber den größten Teil der Rück-
lagen der Sozialversicherung ver-
fügen die Banken, vor allem die
drei größten Monopolbanken Deut-
sche, Dresdner und Commerzbank.
Waren es Ende 1956 8,3 Milliarden
DM, die vom Vermögen der Ren-
ten-, Arbeitslosen- und Kranken-
versicherung bei ihnen lagerten, so
am 30. 4. 1964 gut 16,6 Milliarden
DM (55,3 Prozent des Gesamtver-
mögens).

Vervierfacht hat sich seit Ende 1956
die Summe der den Banken von der
Sozialversicherung zugeflossenen nicht
zweickgebundenen Darlehen (auf 2,5
Milliarden DM), über die sie also völ-
lig frei verfügen können, obwohl eine
solche Vergabe der Mittel den Trä-
gern der Sozialversicherung bis 196° 



nach der Reichsversicherungsordnung
überhaupt nicht gestattet war.

Die Gelder der Sozialversicherung
sind billig. Sie sollen — nach den amt-
lichen Anlagevorschriften — eine „so-
ziale Investitionsfunktion" erfüllen
und sich deshalb „beim Zinssatz ,an
die untere Grenze der Marktlage hal-
ten', um so zur Verbilligung der Pro-
duktion und zur Senkung der Preise
beizulragen“, wie es in einer 1961 in
Westberlin erschienenen Schrift „Ver-
mögensanlage der Sozialversicherung"
heißt.

Höchste Zeit ist es, daß Gewerkschaf-
ten und Sozialverbände diesem Miß-
brauch der Beiträge und Mittel der
Sozialversicherung, der sonst zum drit-
ten Mal in diesem Jahrhundert zu
ihrem finanziellen Ruin führen könnte,
Einhalt gebieten. Es gilt, die Forde-
rung des DGB - Grundsatzprogramms
nach voller Selbstverwaltung zu ver-
wirklichen. Durch Beitragssenkung
sollten die hohen Rücklagen bei der
Renten- und Arbeitslosenversicherung
abgebaut und auch in der Bundesrepu-
blik das Umlageverfahren in der Ren-
tenversicherung wieder eingeführt
werden.

Ein Schritt in diese Richtung wäre die
von Hermann Beermann in der „Quel-
le" erhobene Forderung, die Finanzie-
rungsabschnitto und Rücklagen zu re-
duzieren und den Bundeszuschuß nicht
weiter zurückgehon zu lassen. Es gilt,
durch die Selbstverwaltung und ge-
setzliche Absicherung zu erreichen, daß
die Gelder der Sozialversicherung nur
noch für die Verbesserung und Siche-
rung der Leistungen für die Versicher-
ten verwendet werden. A. Böpple

Abhängige Klein- und Mittelbetriebe

Die Mitbestimmung in der Wirtschaft
ist nicht nur eine Sache der Arbeit-
nehmer und ihrer Gewerkschaften. Sie
geht auch die Mittelstands- und Hand-
werksbetriebe an. Immer mehr Klein-
und Mittelbetriebe geraten im Zuge
der wirtschaftlichen Konzentration in
die Abhängigkeit der Großunterneh-
men. Es gibt zwar in der Bundesrepu-
blik keine genauen Statistiken über
die Zahl der Zulieferbetriebe, aber
eine von namhaften Vertretern des
Mittelstandes durchgeführte Unter-
suchung vermittelt ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen nahekommendes
Bild. Danach beschäftigten als Zu-
lieferer:

Daimler-Benz 16 568 Betriebe
Opel 7 760 Betriebe
Siemens ca. 30 000 Betriebe
AEG ca. 30 000 Betriebe
Farben-Bayer ca. 17 000 Betriebe
BASF ca. 10 000 Betriebe
Neckermann ca. 3 000 Betriebe
Gute-
hoffnungshütte ca. 4 500 Betriebe
Mannesmann ca. 14 000 Betriebe

Streik und Aussperrung gleichwertig?

Nach welcher Logik argumentieren
eigentlich jene Leute, die während der
Zuspitzung des Tarifkonflikts in der
Metallindustrie so selbstverständlich
von „Streik und Aussperrung“ spra-
chen? Wenn die Metallarbeiter strei-
ken würden, so konnte man in einigen
Tageszeitungen lesen, so müsse man
wieder mit einer Aussperrung in der
Metallindustrie rechnen.

Eigentlich sollte doch die große Aus-
sperrung von Metallarbeitern vor drei
Jahren in Baden - Württemberg den
Sachverhalt klargestellt haben: Die
Aussperrung ist ein brutaler Mißbrauch
wirtschaftlicher Macht und zudem
noch rechtlich sehr fraglich. Während
der Streik für die Arbeitnehmer das
einzige Mittel ist, massivem unterneh-
merischem Druck mit gleichwertigem
Gegendruck zu antworten, macht die
Aussperrung dieses Kampfmittel der
Gewerkschaften weitgehend wieder
stumpf.

Der Streik ist moralisch und arbeits-
rechtlich darum anerkannt, weil die
Arbeitnehmer ohne diese Waffe jeg-
licher Willkür durch die Unternehmer
schutzlos ausgesetzt wären. Da sie nur
ihre Arbeitskraft, die Unternehmer
aber die Produktionsmittel haben,
muß den Arbeitern und Angestellten
die Möglichkeit gegeben sein, im Not-
fälle diesen krassen Machtunlerschied
auszugleichen. Diese Möglichkeit, die
einzige, verschafft ihnen der Streik.

Man kann indessen bestimmt nicht
behaupten, daß die Gewerkschaften in
der Bundesrepublik dieses letzte
Kampfmittel leichtsinnig handhaben.
Alle einschlägigen Statistiken bewei-
sen das. Wenn nun aber die Unter-
nehmer bei jeder Streikdrohung mit
der Aussperrung spielen, so beweist
das nur ihre abgrundtiefe Verachtung
der arbeitenden Menschen. Sie wollen
um jeden Preis ihre wirtschaftliche
Überlegenheit behaupten und bis in
alle Ewigkeit die Privilegierten der
Gesellschaft sein.

Die abermalige Drohung mit der Aus-
sperrung hat den Arbeitnehmern je-
doch wieder ein Argument mehr ge-
geben, um ihren Kampf für die Beendi-
gung des unternehmerischen Macht-
mißbrauchs der Wirtschaft durch die
Mitbestimmung der Arbeitnehmer zu
verstärken. Johannes B., Marl

Ostermarschbewegung kritisiert SED

In einem Brief an das Zentralkomitee
der SED und an die Redaktion der
Berliner Zeitung „Neues Deutschland“
hat der Zentralausschuß der Kampagne
für Abrüstung — Ostermarsch der

Atomwaffengegner — sich gegen die
Feststellung gewandt, daß der „Bänkel-
sänger“ Wolf Biermann aus der DDR
den „humanistischen und friedlieben-

briete ...

den Kräften in der Bundesrepublik in
den Rücken gefallen“ sei.

Biermann habe sich bei seinem Auf-
treten in der Bundesrepublik als Kom-
munist für eine friedliche, auf Ent-
spannung und Abrüstung gerichtete
Politik ausgesprochen. Ferner spricht
sich der Zentralausschuß in dem Brief
gegen die Fesslellung aus, daß der
„antifaschistische Schutzwall“ der DDR
die Voraussetzung dafür sei, daß in
der Bundesrepublik noch Ostermärsche
stattfinden können. Vielmehr stütze
sich die Tätigkeit der Kampagne für
Abrüstung auf das Grundgesetz der
Bundesrepublik und auf die Inanspruch-
nahme demokratischer Rechte durch
die Bürger.

Die Reaktion des Zentralausschusses
ist verständlich, wenn man überlegt,
daß schon eine unbedachte Äußerung
aus der DDR den Intitiatoren der
Ostermärsche bei den Behörden der
Bundesrepublik Schwierigkeit machen
kann. Man sollte aber der ganzen
Sache nicht mehr Gewicht beimessen,
als sie verdient, denn um der Auf-
gabe willen, die sich die Ostermarsch-
bewegung gestellt hat, ist es notwen-
dig, die Verständigungsbereitschaft
zwischen den Friedensfreunden der
beiden deutschen Staaten nicht zu
stören. sr

Vorschläge zur Rentenreform

Eine für die Sozialenquete eingesetzte
Kommission hat nach ihren bisherigen
Untersuchungen und Beratungen eine
Reihe von Änderungen in der Renten-
versicherung vorgeschlagen. So sollen
die Altrenten nicht länger als ein Jahr
hinter den Neurenten Zurückbleiben
und die Beitrags- und Versiehe rungs-
pflichtgrenzen entsprechend der Lohn-
und Gehaltsentwicklung jährlich ge-
ändert werden. Ein weiterer Vorschlag
ist, auch alle Selbständigen künftig
wenigstens in der Höhe eines Existenz-
minimums versicherungspflichtig zu-
machen. Endlich schlägt die Kommis-
sion vor, die Arbeiter-, Angestellten-
und Knappschaftsversicherungen zu
einer Organisation zusammenzufassen.
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Blick in die Welt

AFL/CIO kritisiert Johnson

Die amerikanische Gewerkschaftsbewe-
gung AFL/CIO übt in zunehmendem
Maße Kritik an den sozial- und wirt-
schaftspolitischen Entscheidungen Prä-
sident Johnsons. Auf einer Sitzung
des Exekutivrates des Gewerkschafts-
bundes am 25. Februar kündigte dieser
ein Ab rücken der Gewerkschaften von
der Demokratischen Partei Johnsons
an, wenn der Präsident weiterhin seine
arbeitnehmerfeindliche Haltung bei-
behält. Die Demokratische Partei wird
seit der Präsidentschaft Roosevelts von
den im AFL/CIO vereinigten Gewerk-
schaften unterstützt.

Die US-Gewerkschaften fordern von
der Regierung vor allem die Revision
des Taft-Hartley-Gesetzes, u. zw. die
Aufhebung des Verbots der „Union
Shops", wonach ein Arbeiter erst Mit-
glied der Gewerkschaft werden muß,
wenn er in einem Betrieb arbeiten will,
in dem alle Belegschaftsmitglieder ge-
werkschaftlich organisiert sind. Ferner
fordern die Gewerkschaften die Er-
höhung der Mindestlöhne von 1,25 auf
1,75 Dollar, während die Regierung
nur 1,40 Dollar gestatten will. Schließ-
lich kritisiert der Gewerkschaftsbund
die Festsetzung der Richtlinie für
Lohn- und Preiserhöhungen auf 3,2
Prozent als einseitig gegen die Lohn-
politik gerichtete Maßnahme der Re-
gierung.

USA-Bergbau

lebf von der Versfromung

Im Gegensatz zum westdeutschen
Steinkohlenbergbau nimmt der nord-
amerikanische Bergbau einen stetigen
Aufschwung. Die Förderung der USA
betrug 1965 515 Millionen short tons
(1 short ton = 0,90718 t). Für 1966 wird
mit einer Steigerung auf 540 Millionen
short tons gerechnet. Der amerikani-
sche Steinkohlenbergbau ist vor allem
deshalb so gut im Geschäft, weil fast
die Hälfte von den Kraftwerken abge-
nommen wird. Die Verstromung der
Kohle wird in den USA in großem Um-
fang betrieben. Weitere 20 Prozent der
Kohleförderung nimmt die Stahlindu-
strie ab. Erdöl und Erdgas haben die
Kohle in der amerikanischen Stahl-
industrie nicht verdrängen können.
Vielmehr hat sich der Kohleanteil re-
gelmäßig erhöht.

Ohne Zweifel spielt bei der Entwick-
lung der USA-Kohleproduktion die
hohe Mechanisierung bei der Förde-
rung eine Rolle, die eine um dreimal
höhere Produktivität als im Ruhrge-
biet gewährleistet; zum andern werden
35 Prozent der amerikanischen Stein-
kohle im Tagebau gefördert. Diese

Umstände verbilligen die US-Kohlo
gegenüber der westdeutschen sehr
stark.

I Dennoch sollte man sich in Bonn
und in der westdeutschen Wirt-
schaft — wird jemals der Versuch
zur Lösung der Kohlenkrise unter-

nommen — überlegen, ob nicht das

amerikanische Beispiel, insbeson-
dere die Kohlekraftwerke, derNachahmung wert ist.

Bergbaugewerkschaften Lothringens

führen gemeinsame Verhandlungen

Die Bergarbeitergewerkschaften Loth-
ringens haben einen entscheidenden
Schritt zur Aktionseinheit getan. Un-
mittelbar vor Beginn der Lohnver-
handlungen im Bergbau haben die
Vorsitzenden derCGT, der christlichen
Gewerkschaft, der sozialdemokrati-
schen FOund der aus dem Christlichen
Gewerkschaftsbund hervorgegangenen
CFDT eine gemeinsame Erklärung aus-
gearbeitet. In der Erklärung werden
die Mitglieder in den Ortsverbänden
aufgefordert, miteinander in Kontakt
zu treten und ein gemeinsames Ak-
tions- und Forderungsprogramm aus-
zuarbeiten.

Die Vertreter der CGT, der CFTC, der
FO und der CFDT haben beschlossen,
regelmäßig Beratungen durchzuführen,
die Aktionen zu koordinieren und die
Forderungen zu beraten.

Bei den gegenwärtigen Verhandlungen
geht es um eine kräftige Lohnerhöhung
und um die Verkürzung der Arbeits-
zeit auf 40 Stunden ohne Lohnausfall.
Auf gesamtstaatlicher Ebene haben
CGT und CFDT jetzt eine feste Form
der Zusammenarbeit beschlossen. In
einem Fünf - Punkte - Programm sind
fünf Kampfziele enthalten, zu deren
Erreichung die beiden Organisationen
ihre ganze Kraft aufbieten wollen.

■ Verbesserung der Kaufkraft, der
Lebens- und der Arbeitsbedingungen

■ Verteidigung und Ausdehnung der
Gewerkschaftsrechte im Betrieb

■ Kürzung der unproduktiven Aus-
gaben

■ Garantie des Rechts auf Arbeit

■ Reform des Steuerrechts. Entlastung
der kleinen Einkommen. Stärkere Be-
steuerung der Großverdiener und
Großvermögen.

Neues Leitungssystem

in der CSSR-Wirtsdiaft

In den Betrieben der Tschechoslowa-
kei ist seit Beginn dieses Jahres ein
neues Leitungssystem wirksam ge-
worden. Dieses System war 1965 in
verschiedenen ausgewählten Betrieben 
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erprobt worden. Nadi dem früheren
Prinzip der Wirtschaftsführung hatte
jedes Unternehmen vom zuständigen
Ministerium seinen Produktionsplan,
der bis in alle Einzelheiten ausgearbei-
tet war, erhalten. Auch die Höhe der
Lohnfonds lag fest. Der Absatz der
Erzeugnisse war Angelegenheit des
Handels. Die Betriebe strebten darum
häufig danach, einen niedrigeren Plan
zu bekommen, um ihn hodi übererfül-
len und gute Prämien einstecken zu
können.

Jetzt stellen die Unternehmen selbst
das Produktionsprogramm nach den
Marktanforderungen auf. Auch der
Absatz auf dem Markt ist ihre Ange-
legenheit. Die Unternehmen werden
auf diese Weise gezwungen, gute Qua-
lität zu liefern und sdiarf zu kalkulie-
ren, um ihre Produktion zu steigern
und gut absetzen zu können. Die Höhe
der Lohnfonds und vor allem der Prä-
mien ist weitgehend davon abhängig.

Interessant ist auch das System der
materiellen Beteiligung am Be-
triebsergebnis. So verbleiben etwa
40 Prozent des Bruttoerlöses, das
über das eingeplante Niveau hin-
aus erzielt wird, im Betrieb. Davon
wird die Hälfte für Lohn- und Ge-
haltserhöhungen verwendet. Die
andere Hälfte geht in Reserve-
fonds, Prämienfonds und soziale
und kulturelle Einrichtungen des
Betriebes.

Diese Angaben sind im Januar-Heft
der in Prag erscheinenden deutschspra-
chigen Zeitschrift „Tschechoslowaki-
sche Gewerkschaften" enthalten. Darin
wird auch geschildert, wie sich der
Lohn eines tschechoslowakischen Indu-
striearbeiters zusammensetzt, nämlich
aus dem Verdienst für die individu-
elle Leistung aufgrund des Leistungs-
tarifs, aus Zuschlägen für erschwerte
Arbeitsbedingungen und evtl. Über-
stunden, aus Prämien und aus einem
Anteil an guten Wirtschaftsergebnis-
nen (sobald diese erzielt wurden) nach
dem bereits geschilderten Verfahren.

Alle diese über zentrale Regelungen
hinausgehenden betrieblichen Fragen
der Entlohnung und der Arbeitsbedin-
gungen werden in sogenannten Kol-
lektivverträgen schriftlich fixiert, die
zwischen den Gewerkschaftsorganisa-
tionen und der Wirtschaftsleitung des
jeweiligen Betriebes vereinbart wer-
den. Zwischen dem Zentralrat der
tschechoslowakischen Gewerkschaften
und der Prager Regierung wurde jetzt
ein Abkommen über den Abschluß und
die Kontrolle solcher Betriebskollek-
tivverträge vereinbart. Aufgrund die-
ses Abkommens wird in den Kollek-
tivverträgen der verbindliche Vorgang
bei der Entlohnung und eine Verpflich-
tung zur stetigen Verbesserung der
Arbeits- und Lebensbedingungen der
Belegschaftsmitglieder festgelegt. -t
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Begründetes Mißtrauen

gegenüber Bonn

Die „Gewerkschaftlichen Monatshefte" vom Fe-
bruar 1966 erläutern den französischen Stand-
punkt gegenüber der NATO und dem Bonner
Anspiuch auf „nukleare Mitverantwortung", den
Paris ablehnt. In dem Artikel heißt es dazu:

„Die Wiedervereinigung Deutsch-
lands wüde dadurch um keinen

I LJ Schritt näherrücken - ganz im
I LJ Tl J Gegenteil. In erster Linie läuft

die von Bonn geforderte »nu-
kleare Mitbestimmung' den osi-
westlichen Entspannungsbestre-

bungen entgegen. Abgesehen von dem emotio-
nell begründeten Mißtrauen gegenüber den Deut-
schen, dos nicht nur im Osten zu Hause ist, wird
die Sache auch dadurch äußerst delikat, weil
die Bundesrepublik als einziges europäisches
Land Territorialforderungen anzumelden hot (ob
zu Recht oder zu Unrecht, steht hier nicht zur
Diskussion) . . . Auch das oftmals vorgebrachte
Argument, daß die Bundesreoublik, von dem
fanzösischen und britischen Beispiel verführt,
eines Tages Atomwaffen in eigener Regie her-
stellen könnte, falls ihr nicht beizeiten ein ent-
sorechender Platz in der nuklearen Verteidigung
des Westens eingeräumf wird zieht in Paris
nicht. Dies heißt die weltpolitischen Gegeben-
heiten falsch cinschätzen, meint man am Quai
d’Orsay.'

Barzel als „Laus im Kanzlerpelz"

Uber Führungskonstellationen in der CDU und
die schwache Position des Kanzlers Erhard be-
richtet in der ersten März-Ausgabe der IG Berg-
bau-Zeitung .„einheit", deren Bonner Korrespon-
dent Jclonneck:

„Der CDU-Chef von morgen
♦' heißt Rainer Barzel. Auch dann,

- Xxfe c wenn am 23 März der Bundes-
fe ZjK parteitag der Christdemokraten

Ludwig Erhard zum Parteivor-
silzenden wählt. Bei der Range-
lei, wer der erste Mann der

Union werden soll, haben sich die Landesfürsten
der CDU zwar für Erhard ausgesprochen - als
Stellvertreter aber wollen sie ihm Barzel bei-
geben. Ein fauler Kompromiß. Indes, der einzig
mögliche. An dem 41jährigen Fraklionschef
kommt die Union nicht mehr vorbei Kronprinz
Barzel wird Erhard als Laus im Kanzlerpelz
sitzen. Darüber täuscht sich niemand hinweg.

Erhard hat sich nach dem Parteivorsitz nicht
gedrängt. Der ,Volkskanzler', dem deutschen
Volke durch ein ,gnädiges Schicksal' beschert,
hat keinen Geschmack am Parloiwesen. Von der
,formierten Gesellschaft' träumend, hält er rein-
weg gar nichts von den ,Parteiungen’. Im Grunde
seines Herzens sind sie ihm zutiefst widerlich-
genauso widerlich wie die Gewerkschaften. Erst
vor zwei Jahren wurde Erhard eingeschriebenes
Mitglied der CDU, nachdem es nicht mehr an-
ders ging . . . Barzel hängt jetzt Erhard mehr
denn |e an den Fersen. Es wird nicht lange dau-
ern, bis der Kronprinz den König überholt hat.
Spätestens 1969 wird es so weit sein. Vielleicht
auch schon früher."

Keine Festlegung durch Gutachten

In dor März-Ausgabo der „Gowcrkschaftsposi"
der IG Chomio - Papier - Keramik nimmt Kurt
Brumlop zum Lohnabschluß in der metallver-
arbeitenden Industrie Stellung:

„Immerhin, die Arbeitgeber wa-
ren in dem Konflikt Partei. An-
dere, die es nicht sein sollten,
nahmen Partei, obgleich sie bes-
ser geschwiegen hätten. Gemeint
sina der Wirtschaftsminisler von
Nordrhein-Westfalen, Kienbaum

(FDP) und sein Ministerpäsident Dr. Meyers
(CDU). Kienbaum will die Tarifhoheit der Ge-
werkschaften und Arbeitgeber nicht mehr gelten
lassen, und Meyers, dor sich zwar von diesem
leichfertigen Gerede seines Wirtschaftsministers 

distanzierte, möchte das amerikanische Taft-
Hartlcy-Geselz mit seiner Abkühlungsfrist auf
die Bundesrepublik übertragen. Woher nehmen
cigenlich Politiker, die gerade mit einer Haus-
haltserhöhung von 8 Prozent gegen die 6-Pro-
zent - Grenze des Sachverständigen - Gutachtens
verstoßen haben, den Mut, gegen die Gewerk-
schaften aufzutreten? Fällt es ihnen nicht selbst
auf, daß sie mit gespaltener Zunge reden? /vAan
wird sich (edenfalls bei der kommenden Land-
tagswohl in NRW an diese parteiische Ein-
mischung in einen Tarifkonflikt erinnern müssen.
Heißt die Übereinstimmung des Kompromisses
im Metall-Konflikt mit der 6-Prozent-Norm des
Sachverständigen-Gutachtens nun aber, daß die
Sachverständigen für die Tarifverhandlungen
dieses und der nächsten Jahre stets Pflöcke
setzen, an denen überhaupt nicht zu rütteln
ist? Nein, denn wäre es so, dann würden Tarif-
verhandlungen überflüssig. Die Sachverständigen
können immer nur wirtschaftliche Tatbestände
Vorfragen, die dann den Tarifparteien als Ma-
terial ihrer lohnpolilischen Entscheidungen die-
nen."

Zusammenspiel von Arbeitgebern

und Bundesregierung

In einem Extrablatt deckt die Gewerkschaftszei-
tung „Metall" vom 28. Februar 1966 das Zusam-
menspiel von Unternehmern und Bundesregie-
rung auf, wie es wieder während der Tarifbe-
wegung in der Metallindustrie sichtbar gewor-
den ist:

„Noch nie ist das Zusammen-
spiel von Arbeitgebern und Bun-
desregierung gegen die Gewerk-
schaften so deutlich geworden
wie in dieser Tarifbewegung.
Zuerst gab Bundeskanzler Er-
hard den Unternehmern das

Stichwort, ,die tarifvertraglich vereinbarte Ar-
beitszeit um eine Stunde pro Woche zu verlän-
gern'. Nachdem das zweite Erbacher Abkommen
mit 6 Prozent Lohn- und Gehaltserhöhung zu-
stande kam, tönte Bundeswirtschaftsminister
Schmücker: ,6 Prozent, das ist zuviel!' Das war
das Signal für Professor Balke, Präsident der
Arbeitgeberverbände, Preissteigerungen anzu-
kündigen. Und das, obwohl die Einigung von
Erbach auf der Leitlinie des Sachverständigen-
rates liegt, was bedeutet: Die 6 Prozent in der
Metallindustrie lassen sich auch ohne Preiser-
höhungen verkraften.

Bundeskanzler Erhard fordert schon eine ganze
Weile mit beschwörenden Worten, Löhne und
Gehälter um nicht mehr als 4 Prozent zu er-
höhen, obwohl er selbst die Ausgaben des Bun-
deshaushalts 1966 um mehr als 8 Prozent hinauf-
schraubt. Genau das aber ist vom Sachverstän-
digenrat als die wichtigste Quölle der Preis-
steigerung bezeichnet worden."

kosten und damit zu steigenden Mietpreisen füh-
ren. Sowohl Bauland als auch Mietwohnungen
sind knapp Die Nachfrage ist auf diesem Ge-
biet noch immer größer als das Angebot. Wer
sich in einer solchen Situation - wie etwa der
damalige Wohnungsbauminister — für eine Frei-
gabe der Mieten entscheidet, der muß sich dar-
über klor sein, daß er massive Preissteigerun-
gen auslöst. Daß es so war, wird bewiesen
durch die Festlegung von ,Obergrenzen' für
solche Mieterhöhungen auf 25 Prozent! Dazu
kommt noch, daß es sich bei Wohnungen um Gü-
ter handelt, die auch bei rasch steigenden Prei-
sen nicht beliebig rasch vermehrt werden können.

Würde man den Markt für Nahrungsmittel ähn-
lich »liberalisieren', so würde dies infolge des
Überangebotes auf dem Weltmarkt zu starken
Preissenkungen führen. Auf diesem Sektor, wo
ein Überfluß an Nahrungsmitteln besteht, baut
man jedoch die Preisreglementierungen weiter
aus, um auch bei sinkenden Weltmarktpreisen
das inländische Preisniveau ansteigen zu lassen
Die Möglichkeit zu weiteren Preissteigerungen
trotz sinkender Weltmarktpreise bieten die EWG-
Marktordnungen. Mit ihrer Hilfe hat die Bun-
desregierung erreicht, daß die Preise für Ge-
treide, und damit für Mehl und Backwaren, aber
auch für Futtermittel in der Schweine- und Ge-
flügelzucht teilweise doppelt so hoch sind wie
auf dem Weltmarkt und sehr viel höher als
beispielsweise in den Niederlanden, die auch
der EWG angehören.

Das unterschiedliche Verhalfen der Bundesregie-
rung bei der Freigabe der Mieten und der ver-
schärften Reglementierung der Agrarpreise zeigt
deutlich, daß die Prinzipien der Marktwirtschaft
dann angewendet werden, wenn die Preise auf
Grund der gegebenen Nachfragesituation an-
steigen. Dieses Prinzip wird jedoch dort nicht
angewendet, wo die Preise auf Grund eines gün-
stigen Angebotes sinken könnten. Dieses unter-
schiedliche Verhalten erfolgt offensichtlich zum
Nachteil der Nachfrager - Mieter, Verbraucher
—, zum Vorteil der Anbieter - Hausbesitzer,
Landwirte -. So können letztlich alle Preisbewe-
gungen - also auch die, die sich unter markt-
wirtschaftlichen Bedingungen vollziehen - poli-
tisch gesteuert werden. Hierfür sind dann die
politischen Instanzen verantwortlich. Daher sind
alle Aufforderungen zum Maßhalten an die Ge-
werkschaften und an die Verbraucher so lange
eine Irreführung der Öffentlichkeit, als die Re-
gierung nicht die Preise stabilisiert, auf die sie
unmittelbar Einfluß hat oder die sie direkt oder
indirekt über die Wetlbewerbspolitik beeinflus-
sen kann.'

Zahlenspiel mit den offenen Stellen

Die Zeitung der IG Bergbau und Energie —
„einheit" - berichtet in Nr. 5 vom 1. März 1966
über ein kaum bekanntes Problem, das für Tau-
sende von Bergarbeitern bei den Zechen-
stillegungen auftritt:

Wie der Preis manipuliert wird

Das Mitglied des geschäftsführonden DGB-Bun-
desvorstandes, Wilhelm Haferkamp, beleuchtet
im Februar-Heft „ausblick", der Zeitung der Ge-
werkschaft Handel, Banken und Versicherungen,
die Kräfte, die ständig an der Preisschraube
drehen — und wie das gemacht wird:

„Viele dieser Preissteigerungen
H waren weder zufällig, noch wa-

ren sie abhängig von der Markt-
oder Kostenentwicklung. Viele
Preissteigerungen wurden .ge-
macht'. Die amtliche Wirtschafts-
politik bedient sich dabei so-

wohl maktwirtschaftlicher als auch dirigistischer
Methoden. Diese Methoden sind am deutlichsten
erkennbar in den beiden Bereichen, in denen
die Preissteigerungen am größten waren. Die
Wohnungsmieten stiegen im Durchschnitt um 5,8
Prozent. Die Bodenpreise stiegen teilweise zwei-
bis zehnmal so hoch. Daß die Bodenpreise nicht
durch Lohnerhöhungen verursacht werden, ist be-
kannt. Ebenso bekannt ist auch die Tatsache,
daß steigende Bodenpreise zu steigenden Bau-

„Die große Frage z. B., was mit
den älteren, aber noch nicht ren-
tenberechtigten Arbeitern und
Angestellten geschehen soll,
brennt uns unter den Nägeln.
Wen wundert es dann, wenn die
Gedanken gerade dieses Per-

senenkreises einmünden in die bittere Frage,
wie wohl ein Politiker oder Minister in Bonn
reagieren würde, wenn ihm persönlich solche
Unbill widerfahren sollte; mit dem gleichen Ein-
kommen des betroffenen Bergmanns und dem
trostlosen Wissen darüber, daß man nicht mehr
in einen gleichwertigen Beruf vermittelt werden
kann.

Solche Männer, die mit 45, 46 oder 47 Jahren
durch die schwere Bergarbeit verbraucht wurden,
stehen heute in Gelsenkirchen auf der Straße,
und ihnen kommt es wie Hohn und Spott vor,
wenn in Regierungskreisen davon die Rede ist,
daß wir in der gesamten Bundesrepublik mehr
offene Arbeitsstellen haben als Arbeitsuchende.
Es sei die .ernste Mahnung an die verantwort-
lichen Politiker in Bonn gerichtet: Mehr Verständ-
nis für die Sorgen der arbeitenden Menschen
in jedem Einzelteil würden unserer Bundesrepu-
blik besser zu Gesicht stehen als die unper-
sönlichen Zahlenspielereien mit den offenen
Stellen.'
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Verschwörung des Schweigt?

Der gezielte Konjunkturpessimismus der Unternehmer, vor aiiem in der Eisen-
und Stahlerzeugung, wurde jetzt von der Wirklichkeit „in die Pfanne gehauen".
Während die Arbeitgeber vor dem Hintergrund der Tarifverhandiungen in der
Metallverarbeitung und der zum Frühjahr anstehenden Tarifbewegung in der
eisen- und stahlerzeugenden Industrie laufend düstere Prognosen stellten, sind
die Banken in ihren Konjunkturberichten zu ganz anderen Ergebnissen ge-
kommen.

TERMIN

KALENDER

■ 9.—14. Mai
7. Kongreß des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes in Berlin

■ 31. Mai — 4. Juni
Kongreß der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft
in Hamburg

■ 4. Juni
75-Jahr-Feier der IG Metall in
Frankfurt

■ 20.—25. Juni
Gewerkschaftstag der IG Bau-Steine-
Erden in Bremen

■ 28. August — 2. September
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft
Holz in München

■ 4.—9. September
Gewerkschaftstag der IG Chemie-
Papier-Keramik in Dortmund

■ 11.—16. September
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft
Nahrung, Genuß, Gaststätten in
Bremen

■ 13.—16. September
Betriebsräte- und Vertrauensleute-
konferenz der IG Metall in Karls-
ruhe

So stellt beispielsweise die Commerz-
bank ausdrücklich fest, daß auch für
1966 ein Konjunkturpessimismus nicht
am Platze sei. Die Besorgnis, die ins-
besondere durch den wachsenden Im-
portdruck. um sich gegriffen habe, sei
ebenfalls nicht berechtigt. Vielmehr
werde sich das Auslandsgeschäft wie-
der bessern und damit einen Ausgleich
für die tendenziell nachlassende in-
ländische Investitionstätigkeit bieten.

Tatsache ist, daß es in den vergange-
nen Wochen bei den Wirtschaftsver-
bänden und der (unabhängigen!) Presse
in bezug auf wichtige Daten, beispiels-
weise über die Entwicklung des Auf-
trageingangs, so etwas wie eine „Pha-
lanx des Schweigens" gegeben hat.
Natürlich sollte damit die Miesmacher-
kampagne gegen die Lohnforderungen
der IG Metall und der übrigen Ge-
werkschaften unterstützt werden.

In Wirklichkeit aber betrug der Auf-
tragszugang von 1965 für die gesamte
Industrie mehr als 6 Prozent und lag
damit noch über dem Zuwachs der Pro-

duktion. Für die metallerzeugende
und-verarbeitende Industrie dürfte je-
doch interessant sein, daß die Investi-
tionsgüterindustrie, die weitgehend
mit dem Wirkungsbereich der IG Me-
tall identisch ist, in den elf Monaten
von Januar bis November 1965 gegen-
über dem Vorjahr einen durchschnitt-
lichen Auftragsanstieg von 9,2 Prozent
erzielt hat. Der Wirlschaftsverband
Stahl und Eisenbau in Köln mußte
jetzt zugeben, daß in der Stahlindu-
strie auch im Dezember 1965 (neuere
Daten liegen noch nicht vor) wieder
ein „überraschender Anstieg" der Auf-
tragseingänge zu verzeichnen war.

Der offizielle Konjunkturpessimismus
der Unternehmerverbände ist künst-
lich. Hinter der vorgehaltenen Hand
sagt man es anders. Und der Zweck
dieser Übung ist, die Öffentlichkeit
gegen die Gewerkschaftsforderungen
aufzubringen. Die Wirklichkeit bietet
den Gewerkschaftern jedoch keinen
Grund, sich von dem Unternehmer-
gerede irritieren zu lassen. Denn es
wäre nicht das erste Mal, wenn dann
am Ende des Jahres festgestellt würde,
daß das Ergebnis „überraschender-
weise" besser ausgefallen sei als am
Jahresbeginn die Prognose. Dr. T.Zwei Bände: Automation - Risiko und Chance

Der bisher größte internationale Er-
fahrungsaustausch über die Auto-
mation, Elektronik und Verwendung
neuer Materialien und Energien, ins-
besondere aber über die sozialen Kon-
sequenzen des technischen Fortschritts,
hat bekanntlich im März 1965 auf Ver-
anlassung der IG Metall in Oberhau-
sen stattgefunden. Die auf dieser Ta-
gung gestellte Frage: .Automation —
Risiko oder Chance?', die von vielen
internationalen Fachleuten, von Wirt-
schaftswissenschaftlern, Soziologen,
Ärzten, Pädagogen, Vertretern natio-
naler Regierungen und internationaler
Organisationen, untersucht wurde, hat
eine weite Diskussion im Bundesgebiet
ausgelöst.

Es ging in diesen Referaten und Dis-
kussionen nicht darum, die alte Angst
der Arbeitnehmer um den Arbeitsplatz
und die wirtschaftliche Existenz zu
schüren. Es ging darum, das soziale
Gewissen und das Bewußtsein einer
sozial - ökonomischen Verantwortung 
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bei den Unternehmern, in der Politik,
unter den Wissenschaftlern und Tech-
nikern wach zu halten, um den tech-
nischen Fortschritt nicht zu einem Ri-
siko, zu einem Schreckgespenst, son-
dern zu einer Chance für alle Welt
werden zu lassen. Zu einer Chance des
sozialen Fortschritts.

Die Oberhausener Tagung der IG Me-
tall ist der weiten Problematik des
technischen Fortschritts gerecht gewor-
den. Die Europäische Verlagsanstalt,
6 Frankfurt/Main, Elbestraße 46, hat
in zwei Bänden mit 1170 Seiten, 93 Ta-
bellen und Graphiken sowie 41 Bei-
spielen über Automation und tech-
nischen Fortschritt, nebst ausführlichem
Sachregister, ein getreues Protokoll
dieser Tagung erstellt. Die Redaktion
hatte Dr. Günter Friedrichs, der Leiter
der Abteilung Automation beim Vor-
stand der IG Metall. Man kann den
Erwerb dieser Materialsammlung nur
empfehlen, dessen Leinenausgabe
58,— DM, broschürte Ausgabe 29,80
DM kostet. -x.

Zu guter Letzt:

Nach Untersuchungen eines Institutes
für Marktpsychologie kennen von 30
befragten Bundesbürgern 19 den DGB-
Vorsitzenden Rosenberg, 16 Otto Bren-
ner, den Vorsitzenden der IG Metall,
und 13 Georg Leber, den Vorsitzenden
der IG Bau-Steine-Erden. Nur neun von
30 kennen den Vorsitzenden der Bun-
desvereinigung der Arbeitgeberver-
bände, Prof. Balke.
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